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A L L G E M E IN E S .
Der Strafvollzug, der von allen Äußerungen der 

S taatsgew alt besonders tief in  das Leben des von ihm 
Betroffenen eingreift, h a t in der vergangenen Zeit 
n ich t im m er in  förderlichem Sinne das Interesse der 
Öffentlichkeit beschäftigt. N ur zu oft rückte m an 
den Verbrecher sensationell in  das L icht der öffent­
lichen B etrachtung, ihn  und die Gründe seiner T at 
psychologisch zergliedernd bis zur Verdunkelung 
aller Schuld.

D er neue S taa t ste llt bei der Bekämpfung des 
Verbrechens n ich t den Verbrecher, sondern das Ver­
brechen in  den M ittelpunkt. Die durch die U n ta t 
erfolgte Verletzung der S taa tsau to ritä t verlangt die 
Strafe als ein den Verbrecher fühlbar treffendes Übel, 
durch das sein Verantw ortungsbew ußtsein geweckt 
und die innere Einkohr vorbereitet werden soll. Der 
Erziehungsgedanke, den eine üherindividualistisch ein­
gestellte Zeit durch übertriebene Versenkung in  die 
Psyche des Verbrechers vom Geiste aller Erziehung 
abzulenken drohte, wird dam it auf das alte, eh r­
würdige N aturgesetz jeder Erziehung zurückgeführt, 
dem der griechische Philosoph durch den Spruch:

o /i>) Saget; uvOgtorto; vv  naiöeverai

„D er Mensch, der n icht auch einm al h a rt angefaßt 
worden ist, wird n ich t erzogen“ Ausdruck verliehen 
hat. E rs t wenn durch Zucht, Ordnung, peinliche 
Sauberkeit, harte  A rbeit und unbedingte Beugung 
un ter den Staatsw illen im  Verbrecher der harte  Boden 
gelockert worden ist, kann  sich die Saat tieferer, 
seelischer Beeinflussung fruch tbar entwickeln. Die 
tiefer schürfende Erziehungsarbeit des S taates soll aber 
nicht am hartgesottenen Berufsverbrecher und W ieder­
holungstäter verschwendet werden, sondern in  erster 
Linie den Jugendlichen und den zum erstenm al Ge­
strauchelten zugute kommen. Diese sollen auch in be­
sonderen A nstalten untergebracht werden. So ist es 
im Gesetz vom 1. A ugust 1933 über Preußisches S traf­
vollstreckungsrecht angeordnet worden.

Durch die Neuregelung des Strafvollzugs ist die 
Stellung des A nstaltsleiters und seiner M itarbeiter 
gegenüber der Vorzeit wesentlich gestärk t worden in 
der richtigen E rkenntnis, daß sie durch ihre Einsicht 
und  E n tsch lußkraft dem durch hohe M auern von der 
Außenwelt getrennten Organismus der S trafanstalt 
erst Leben und R hythm us geben. Is t doch jedes 
Gefängnis eine eigenen, strengen Gesetzen un te r­
worfene, in  sich abgeschlossene kleine W elt, deren

täglicher Lebensablauf eine unerbittlich klare und 
einfache Ordnung fordert.

Die dem A rchitekten gestellte Aufgabe, für diesen 
verwickelten Organismus die bauliche H ülle zu 
schaffen, is t im m er von besonderer A rt gewesen 
und  von anderen Bauaufgaben s ta rk  unterschieden. 
Abgesehen von dem rein kostenm äßigen Umfange 
eines derartigen Bauvorhabens ste llt die Vereinigung 
von selbständigen B auten verschiedenster G attung zu 
einem geschlossenen Baugebilde u n te r dem erschwe­
renden Gesichtswinkel der Ausbruchsicherheit E inzel­
aufgaben in solcher Fülle, daß es starker Zusam m en­
fassung bedarf, um diese vielen Einzelelemente in eine 
einfache, klare, folgerichtige Planung zu bannen. 
Mehr als bei anderen B auvorhaben ist die D urch­
bildung des Bauprogram m s von entscheidender Be­
deutung, und die Fälle sind in  der Geschichte des 
Gefängnisbaues, nam entlich des Auslandes, n icht 
selten, daß N euanlagen schon während des Bauens 
als Torso stehengeblieben sind oder völlig um gebaut 
werden m ußten, weil m an die in der Program m ­
vorbereitung liegenden Schwierigkeiten unterschätzte 
und nicht schnell genug m it dem B auen beginnen 
konnte. D er Abbruch des Stricklandschen, in da­
maliger Zeit viel besprochenen „Western pen iten tiary“ 

, in  P ittsburg , das, 1826 fertiggestellt, bereits 1833 
wegen verfehlter Anlage niedergerissen werden m ußte, 
während das gleichzeitig von H aviland erbaute 
„eastern pen iten tiary“ in Philadelphia über ein J a h r ­
hundert lang bahnbrechend im  Gefängnisbau der 
ganzen W elt wurde, sind besonders augenfällige Bei­
spiele dafür, wie weitreichend die Folgen verfehlter 
oder richtiger Program m stellung und  System wahl im 
Gefängnisbau sein können.

Bei dem lebhaften Austausch der E rfahrungen 
un ter den Strafvollzugkreisen der W elt (denn der 
Verbrecher is t in ternational und wechselt gern den 
zu heiß gewordenen Boden von Land zu Land) be­
gegnet der im m erhin n icht allzuoft vorkommende 
N eubau einer S trafansta lt regem Interesse. Dies war 
in  Brandenburg in  besonderem Maße der Fall: Durch 
A ustausch von Plänen m it zahlreichen ausländischen 
Staaten , durch Führung in- und ausländischer Studien­
kommissionen und  durch literarische Veröffent­
lichungen en tstand  im  Verlauf des Neubaues ein 
reger G edankenaustausch. U nter den literarischen 
Veröffentlichungen zu diesem Them a fiel ein Aufsatz 
dadurch auf, daß in  ihm  die noch 1931 herrschenden 
Anschauungen des Strafvollzugs an H and eines aus­
führlichen B auprojektes eingehend herausgearbeitet
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worden waren*). Im  Hinblick auf den dam als 
bereits-im  Bau befindlichen Brandenburger P lan  be­
dauerte der Verfasser, daß dieser das tragische Ge­
schick habe, zwischen die Zeiten gefallen zu sein.

Die Entw icklung h a t dieser K ritik  n icht recht 
gegeben. Sie verkannte näm lich, daß die gerügte 
Zeitlosigkeit der Anlage das von Anfang an beab­
sichtigte Ziel des Brandenburger Entw urfes war. Die 
bei den Vorstudien festgestellten E rfahrungen m it 
vorhandenen alten  Anlagen h a tten  zum  Ergebnis, 
d aß  S trafanstalten , die baulich zu einseitig auf 
ein bestim m tes, zeitlich gebundenes Strafvollzug- 
system  abgestellt waren, die m eisten U m bauten in 
der Folgezeit aufzuweisen h a tten  und  von dem u r­
sprünglichen P lan  m eist rech t erheblich im  Laufe 
der Zeit abgewichen waren. So h a tten  sich besonders 
alle B aum aßnahm en, die in Verfolg unnatürlicher 
Forderungen des Strafvollzuges ausgeklügelt worden 
waren, z. B. infolge Schweigegebotes, ebensowenig 
bew ährt wie M aßnahmen, die durch übertriebene 
H um an itä t den C harakter des Strafhauses in sein 
Gegenteil zu verfälschen drohten. Aus diesen E r­
fahrungen und aus der E rkenntnis, daß die Methoden 
des Strafvollzuges, auf längere Sicht gesehen, je nach 
dem Stande der K rim inalitä t im m er wieder einem 
gewissen Wechsel unterw orfen sein werden, en tstand  
der von zeitgebundenen Strafvollzugsform en mög­
lichst unabhängig gehaltene B randenburger Plan, der, 
gegenüber den beiden ä lteren  System en von Pen- 
sylvanien (Haviland) und von A uburn, als nach 
dem  „ h a l b s t a r r e n “ oder „ g e m is c h te n “ System 
entworfen bezeichnet werden kann. W ährend das 
Pensylvanisclie System  Einzelhaft bei Tag und  
N acht, das Auburnsche System  Gemeinschafts­
h a ft bei Tage m it Schweigegebot sowie Trennung

*) D r. L o t h a r  F r e d ę .  „B aup läne  fü r  eine m oderne S tra fa n s ta lt .“ 
M onatsschrift fü r K rlm lnälpsychologie und  S trafrechtsreform , 22. Jah rg ., 
l i e f t  1.
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I  Gebäude der 1. S tufe, I I  Gebäude der I I .  S tufe, I I I  Gebäude der I I I .  S tufe, 
ah Arbeitehof, e F ingangshaus {unterirdische direkte Verbindung m it dem  
H aus der I .  S tu fe), f  Feuerlöschteich (für ßadeztcecke tauglich), g Garagen m it 
Durchfahrt zum  Arbeitshof, hh H aupthof, ih  Isolierhof, k  Wirtschaftsgebäude, 
m M aschinen' utu l Kesselhaus m it Arbeitsräumen, p f  Pförtnerhaus (m it dem  
einzigen Eingang), s Vortragsaal, t  Turnhalle m it darüber gelegenen Gemein­
schaftsräumen, tv  Gebäude fü r  die technische Venealtung, u  Gemeinschaftsgebäude 
m it K irchen- und  Unterrichtsraum, v Yertcaltungsgebäude, tc Werkstätten m it 
Kebenräumen, ich Wirtschaftshof.

Vorschlag f  ür eine moderne Strafanstalt von Architekt
A lfred P e rre tf Kehl. Entnom m en dem  A ufsa tz  von Dr. F r e d e  
„ Baupläne fü r  eine moderne Stra fansta lt" in  der M onatsschrift fü r  K rim inal- 
Psychologie w id  Strafrechtsreform, Jahrg. 1931.

bei N acht in Schlafkojen vorsieht, zeigt der 
B randenburger P lan  beide H aftform en in m annig­
facher Abwandlung m it alleinigem Ausschluß der 
U nterbringung der Gefangenen in großen Schlaf­
sälen. E ine Trennung der V erwahrhäuser en t­
sprechend einem Stufenvollzugsplan, wie sie F re d e  
vorschlägt, wurde m it Absicht verm ieden, weil bei 
jeder K lassifikation die Zahl der H äftlinge jeder 
K lasse variabel und. m it der konstan ten  baulichen 
E inteilung nie oder n u r selten in  E inklang zu 
bringen ist. In  jedem Hause sind daher Einzel­
zellen, Gemeinschaftszellen für kleinere Gemein­
schaften und Schlafzellen in  geschlossenen A b­
teilungen angeordnet, über welche die A nstalts­
leitung nach Bedarf frei verfügen kann. Lediglich 
die Gemeinschaftszellen für größere Gemeinschaften 
von zwölf M ann und die großen Gemeinschafts­
räum e der landw irtschaftlichen Arbeiter, deren 
A rbeitszeit von der sonst üblichen Arbeitszeit in 
der A nstalt nach Bedarf abweichen und den Erforder­
nissen der L andw irtschaft entsprechen m uß, sind 
außerhalb des Verbandes der übrigen Zellen angelegt 
und in  besonderen B auteilen untergebracht. S ta tt 
einer Stufenabsonderung können geschlossene U nter­
abteilungen für Häftlinge besonderer A rt innerhalb 
jedes Hauses geschaffen werden, ein System, das 
sich m it der Einteilung eines Schiffes in  Schotten 
vergleichen läß t und in dem  Eall eines Aufruhrs 
besonders nützlich sein kann. So können beispiel­
weise in  der Zentralanlage des Brandenburger Baues 
im  ganzen 18 U nterabteilungen voneinander getrennt 
gehalten werden.

Die Pensylvanische strahlenförm ige Anordnung der 
V erw ahrhäuser um  eine Zentrale wurde bew ußt auf­
gegeben. D er S trahlenplan setz t ein Zusammenfluten 
cíes gesam ten Verkehrs nach dem P u n k t des 
Beobachters voraus. Dies is t nu r bei strenger Einzel­
h a ft der Fall. Bei der Anlage nach dem  „A uburn“ - 
schen und  nach dem „gem ischten“ System  verlaufen 
die Verkehrswege auch exzentrisch nach den an der 
Peripherie der Bauanlage befindlichen Arbeitsälen. 
Die zentrale Anlage verliert dam it ihre allein selig 
m achende Bedeutung. Ih r  W ert hei U ntersuchungs­
gefängnissen, die vorwiegend auf E inzelhaft abgestellt 
sind, bleibt trotzdem  unbestritten . Die panoptische 
D urchbrechung der Elurdeeken wurde zur E rleichte­
rung der Ü bersicht auch bei dem  neuen System  bei­
behalten, und zu der stationären Beobachtung von 
dem P latz  des H auptw achtm eisters t r i t t  zusätzlich 
die sogenannte am bulante B eobachtung durch das 
übrige Aufsichtspersonal.

D er Verzieht auf das Strahlen- oder Kreuzsystem 
und auf die vorwiegende Anwendung der Einzel­
haft, die bei den letzten N euanlagen der Vorkriegszeit 
üblich war, gab hei der Planung nach dem „ge­
m ischten“ System  Bewegungsfreiheit, um  neue 
M aßnahm en zur Steigerung der Ausbruchsicherheit, 
der betrieblichen W irtschaftlichkeit (Verbilligung 
der persönlichen und sächlichen Betriebskosten) 
und der Anpassungsfähigkeit der Anlage an verschieden­
artige Strafvollzugsformen in  die T a t umzusetzen.

D er hei dem Strahlensystem  n ich t zu leugnende 
Vorteil der Ü bersichtlichkeit im  Innern  wird durch 
den N achteil der U nübersichtlichkeit im Äußern er­
kauft. Die W irtschafts- und  A rbeitsgebäude lassen 
sich nicht organisch in  das Strahlensjrstem  einfügen, 
Transporte der Gefangenen über die unübersichtlichen 
Höfe sind n ich t zu umgehen, wobei ein Entweichen 
nach der bequem zugänglichen Mauer leicht möglich 
ist. Demgegenüber verm ag sich im Brandenburger
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Plan das gesam te Leben der A nstalt innerhalb des 
Quadrates der Zentralanlage abzuspielen und ein 
B etreten der Außenbezirke durch Gefangene kann 
unterbunden werden. Alle Sicherungen wurden 
gegenüber denen der Vorkriegszeit erheblich stärker 
ausgebaut. Die Mehrkosten hierfür lassen sich 
durchaus rechtfertigen, da nach den Untersuchungen 
von H e in d l  die Unkosten, die für Verfolgung eines 
entwichenen Schwerverbrechers entstehen, abgesehen 
von dem Schaden, den er noch anrichtet, die Ver­
zinsung der U nkosten für Sicherung anteilm äßig 
überwiegen.

Die Anordnung und Größenbemessung der Ver­
w ahrhäuser innerhalb der quadratischen Zentralanlage 
erforderte Erwägungen nach verschiedener R ichtung. 
Die un ter zu bringende Gefangenenzahl führte zu einer 
Teilung in  zwei A nstalten, von denen jede eine Ver­
wahrhausgruppe bildet. Die ursprünglich nach A rt 
am erikanischer A nstalten geplante Aufreihung von 
drei abgeschlossenen Pavillons an  einem Ver­
bindungsflur auf jeder Seite des Verw altungs­
gebäudes wurde nach rechnerischer Prüfung des 
Problems sowohl in bau- wie betriebstechnischer 
H insicht aus Gründen der K ostenersparnis au f­
gegeben und dafür die panoptische hufeisenartige 
Form  der Verwahrhäuser gewählt.

Die gewählte Anordnung der Zentralanlage bietet 
große betriebliche Vorteile. Die Gebäude lassen sich 
durch zusammenhängende, ringförmig geschlossene

Verkehrswege bequem verbinden, was sich vorteilhaft 
für die im K ellcrringkanal befindlichen Leitungen 
für Heizung, Licht, Be- und Entw ässerung aus- 
u’irkt. Die A nstalt ist wiegen des Fehlens der 
T ransporte über die Höfe auch m it geringerem 
Beam tenpersonal zu bew irtschaften. Dies zeigt 
sich insbesondere bei den W erkstätten , wo e in  
A ufsichtsbeam ter neben den W erkm eistern mehrere 
Säle beaufsichtigt, während früher in jedem Saal ein 
Aufsichtsbeam ter s ta tion iert war.

Über die A usstattung  der Zellen und die 
räum liche U nterbringung der Gefangenen sind 
vielfach irrtüm liche Auffassungen in der Öffent­
lichkeit verbreitet. Es m uß zur Abstellung nicht 
zutreffender Vorwürfe festgestellt werden, daß das 
Raum program m  sich eng dem schon in der Zeit 
Friedrich W ilhelms IV. in Preußen festgesetzten 
Program m  für preußische Gefangenenanstalten an­
schließt und nur durch die moderne Entwicklung 
der W irtschaft und A rbeit bei Arbeitssälen und 
W irtschaftsgebäuden Raum verm chrungen aufweist. 
Auch die Gefangenenzellen'  sind hinsichtlich Größe 
und A usstattung  den „M usterzeichnungen für den 
A usbau von Gefängnissen in Preußen“ vom Jahre 
1912 angepaßt. Nirgendwo, außer in  der A nstalts­
kirche, wird der Gefangene durch die bauliche 
A usstattung in Zweifel gelassen werden, daß er sich 
in einem Strafhause hinter Schloß und Riegel 
befindet. (Fortsetzung folgt im nächsten Heft.)

DER WETTBEWERB „HAUS DER A R B E IT “ IN BERLIN
Von M agistrats-O berbaurat H a n s  S te p h a n ,  Berlin, NSBDT.

Die Deutsche A rbeitsfront h a tte  im Jan u ar d. J .  die 
deutschen Baum eister zu einem W ettbewerb um ein 
„H aus der A rbeit“ aufgerufen (vgl. S. 34 und 58 d. Bl.). 
Die Ausschreibung w ar nur ein Teil einer zusammen­
hängenden Reihe von W ettbew erben, in denen die 
Deutsche A rbeitsfront auch den deutschen Malern, 
D ichtern und Musikern entsprechende Themen zur 
Bearbeitung stellte. Diese zusammenfassende H eran­
ziehung der schöpferischen deutschen Menschen is t ein 
erfreuliches Zeichen für das wiedererwachte Bew ußt­
sein von dem inneren Zusammenhang aller K ünste, 
zugleich für den W illen des Nationalsozialismus, seine 
neue W eltanschauung durch die Sprache der K unst 
zur Auswirkung zu bringen.

Nach der in der Ausschreibung zum Ausdruck ge­
kommenen Them enstellung lau tete  die Forderung an 
die deutschen Baum eister, etwas grundsätzlich Neues 
zu schaffen, einen B autyp, den weder das A ltertum  
noch das M ittclalter noch die Zeit des Bürgertum s oder 
der Fürstenherrschaft bisher gekannt hat. E r m ußte 
vielmehr aus den geistigen und praktischen Bedürf­
nissen unserer Zeit entwickelt werden. Es hat be­
gnadete Seher und D ichter gegeben, die vor den A n­
fang einer neuen Zeit aus sieb heraus ein W erk zu 
stellen verm ochten, von dem gesagt werden kann, 
daß es Gehalt und Umfang der kom m enden Ja h rh u n ­
derte vorwegnahm. In  der B aukunst gibt es dies 
nicht. Auch eine so umfassende Idee wie das Christen­
tum  ist nicht von vornherein raumschöpferisch ge­
wesen. D er B autyp des Bürgertum s, das städtische 
R athaus, is t n icht plötzlich entstanden, sondern hat 
sich herausgebildet, als die wesentlichen Merkmale 
städtischen Lebens nach und nach ihre eigenen R aum ­
forderungen stellten.

Die Raum forderungen, welche unser völkisches 
Gemeinschaftsleben dereinst stellen wdrd, wenn sich 
auf der Grundlage der neuen Geisteshaltung das 
deutsche K ulturleben zu neuer B lüte entwickelt 
haben wird, sind uns heute noch unbekannt. Wir 
können sie nur vorausahnen. W ir wissen nur, daß die 
Begriffe der völkischen Gemeinschaft und des Adels 
der Arbeit ihnen die Prägung geben werden. Dieser 
B autyp — nennen wir ihn „H aus der A rbeit“ —  wird 
gleich weit en tfern t sein von der „R epräsentation“ im 
bürgerlichen oder gar höfischen Sinne wie von der 
mönchischen Askese oder vom rationalistischen K on­
struktivism us. E r wird ebensowenig zu tun  haben m it 
dem „K lub“ oder dem „K asino“ , wie er auch über den 
Begriff der klassenmäßig betonten „Volkshäuser“ von 
ehedem weit hinausgehen wird. E r wird die typischen 
deutschen Eigenschaften, N aturnähe und Gemüts­
wärme, ebenso zum Ausdruck bringen, wie er Ver­
körperung einer zucht- und m achtvollen Volksgemein­
schaft sein wird.

Aus dieser Lage heraus war es grundsätzlich richtig, 
daß die ausschreibende Stelle weder eine allzu enge 
Begriffsbestimmung für das „H aus der A rbeit“ vor­
nahm , noch ein bestim m tes R aum program m  zur Be­
arbeitung stellte. Es blieb dem Bearbeiter überlassen, 
beides aus sich heraus zu gestalten. D am it wuchs die 
Aufgabe dieses W ettbewerbes über die Bedeutung bis­
heriger Ausschreibungen hinaus. Es war z u n ä c h s t  
ein W ettbewerb der p o l i t i s c h e n ,  s o z ia le n  u n d  
k u l tu r e l l e n  E in f ü h lu n g  und s o d a n n  erst ein 
W ettbew erb der baukünstlerischen Gestaltung. Daß 
das Preisgericht sich dieser Rangfolge der Aufgabe be­
w ußt war, beweist die Auszeichnung einer Arbeit, die 
sich lediglich m it der Problem stellung als solcher
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Z W E I T E R  P R E I S .  Verfasser: Regierungsbaumeister K arl G o nser und Elisabeth von R o s s ig ,  Stuttgart. 
Mitarbeiter: Arch. R . B o r s t  und Dipl.-Ing. E. W ü st.

Urteil des Preisgerichts: Versuch der Erfü llung der Aulgabe a u f einer fest um rissenen S ituation , dem H ügel der Vhlandhihe 
in  Stuttgart. D am it würde gleichzeitig dem H aue der Arbeit eine würdige Stelle und  dem unruhigen Stadtbild eine zusammenfassendc B e­
krönung gegeben. Der Verfasser hat sich in  die vielfältigen Forderungen von Bäum en der Erholung, Unterhaltung, der Bildung, der Bej>räxen- 
tation und  in  ihren Zusammenhang gut eingelebt und  dafür einen würdigen A usdruck gefunden.

Schaubild der
Gesamtanlage.

E R S T E R  P R E I S .  
Ver fasset:
Arch. W. K  ra tz ,  
Berlin-Schönwalde.

Tn der Aufmarschachse und  
gleichzeitig in  der Achse des 
Forum s liegt das Fest haus. 
L inks  davon befinden sich die 
Herbergsräume m it dem  zentral 
gelegenen Speisehaus, an der 
rechten Seite des Festplatzes die

Turnhalle und die Schwimm~ 
halle, durch eine Wandelhalle und  
einen großen Gymnastikfreiraum  
verbunden. Daran schließen sich 
die Bauten fü r  den Lesesaal 
m it der Bibliothek und  die Halle 
fü r  K unst an.

Phot. Keystone, Berlin.

Urteil des Preisgerichts: Der m it dem ersten r re is  bedachte E n tw urf schafft in  einem würdigen und schonen R u h m m  brauch­
bare Räum e /iir die Freizeitgestaltung des deutschen Arbeiters und  er/illlt dam it die Redingungen des Wettbewerbes. Der Verloster hat bewußt 
nur m it einlachen, sauberen, rein baumeisterlichen M itteln gearbeitet. Som it is t die Freizeitgestaltung nicht in eine bestimmte am gm ichnolle  
H altung gezwängt, sondern der Entirichlung ist freier Spielraum  gegeben. Der E n tw urf is t baulich ernsthalt und  sauljer durchge/ührt und  
zeichnet sich durch die maßvollen wirtschaftlichen Anforderungen, die zu seiner D urch/ilhrung nötig uären, aus.
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E IN  D R IT T E R  P R E IS . Verfasser: Dr.-Ing. W. B r e m e r  und Prof. M . M i l l e r ,  Kaisers­
lautern; Arch. K arl S c h u le r , Ludivigshafen a. Rh.

befaßt und auf konkrete bauliche Vorschläge fast ganz 
verzichtet. Daß auch die Mehrzahl der Bearbeiter 
verstanden hat, daß es hier gewissermaßen d e n  B autyp 
der neuen Zeit zu formen galt, beweist der Vorschlag 
a b s o lu t  b e h e r r s c h e n d e r  S i t u a t i o n e n  fü r das 
Gebäude durch die m eisten A rchitekten (Stadtkrone, 
Höhenzüge, zum Teil m it feierlichen Anm arschstraßen, 
oder den „besten P latz im S tad tzen trum “ ). Obdie preis­
gekrönten Arbeiten bereits auf dem Wege sind, den neuen 
B autyp zu schaffen, wird erst eine rückschauende Zeit 
beurteilen können. Häufig w ar das Preisgericht ge­
nötigt, für die program m atische K lärung der Aufgabe 
eine Anerkennung zu erteilen und gleichzeitig die bau­
künstlerische Seite zu bemängeln oder umgekehrt.

Die 'programmatische Lösung.
Als übereinstim m ende B estandteile eines „Hauses 

der A rbeit“ wurde von fast säm tlichen Bewerbern 
vorgeschlagen: ein feierlicher Aufm arschplatz, mehr 
oder weniger streng architektonisch gefaßt und von 
abweichenden Größenverhältnissen, je  nach der Be­
stim m ung für kleinere oder größere S täd te ; ein F est­
saalgebäude, m eist m it Bühneneinrichtung und in 
V erbindung m it einem oder m ehreren kleineren Sälen, 
die je nach Bedarf zu einer E inheit zusammenge­
schlossen werden können; sehr häufig auch in  Ver­
bindung m it dem A ufm arschplatz oder ge trennt von 
ihm eine thingplatzartige am phitheatralische Anlage. 
Diesen B estandteilen, die der Z u s a m m e n fü h ru n g

Phot. Keystone, Berlin.

E I N  D R IT T E R  P R E IS . Verfasser: Arch. A . M a ib o r n , Bösingfeld, Lippe.
Urteil des Preisgerichts zu diesem und obigem Entwurf: Diese Arbeiten machen den Vermch, aUe Kaum-
forderungen in  einer großen symmetrischen Achsenanlage zu  erfüllen, deren H aupt- und  E ndpunk t der große Saa l is t. D ie symmetrischen 
Form en legen starre B indungen a u f, die die A npassung a u f individuelle Einzelzwecke erschweren.
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E I N  A N K A U F . Verfasser: Arch. H ein A . S c h ä fe r , Düsseldorf.
Urteil des Preisgerichts.* Diese Arbeit wurde lediglich ausgewählt wegen der guten Vereinigung eines Amphitheaters unter 

freiem  H im m el m it dem großen geschlossenen Saal.

E I N  A N K A U F . Verfasser: Arch. Edm und S c h a r f ,  Wuppertal-Elberfeld.
Urteil des Preisgerichts:  Diese Arbeit p lant eine Zusammenballung von großen Räum en m it einer Arena unter freiem  H im m el 
fü r  allergrößte Massenversammlungen , welche von vielen gleichartigen Arbeiten als verhältnismäßig beste ausgewählt wurde. D ie übersteigerte 
M onum entalität in  der architektonischen H altung ist schwer vereinbar m it dem Begriff der Gestaltung des Feierabends.
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g ro ß e r  M a sse n  dienen, sind als zweite Gruppe ange­
gliedert d ie  R ä u m e  f ü r  d ie  k ö r p e r l ic h e  u n d  
g e is t ig e ,  in s b e s o n d e r e  d ie  p o l i t i s c h e  B ild u n g  : 
durchweg Turn- und Sporthallen meist m it zugehöri­
gem Turnplatz, Sporthof oder Stadion (Tribünen), 
zuweilen auch in  V erbindnug m it einer Schwimmhalle, 
ferner Räum e für die politische Schulung, Sitzungs­
zimmer, Büchereien, Lese- und Ausstellungsräume 
oder „K unsthallen“ ; R ä u m e  f ü r  F e ic r a b e n d z e r -  
s t r e u  un  g en  : A ufenthalts-, Spiel- und Bastelräum e, 
Gesellseliafts- und  M usikräume, Festwiesen und 
G ärten; endlich R e s t a u r a t i o n s -  u n d  H e r b e r g s ­
r ä u m e :  Speisehallen, K antm en, Gästezimmer, Uber- 
nachtungsräum e und Jugendherbergen sowie R ä u m e  
f ü r  d ie  V e r w a l tu n g ,  die zumeist nur aus einer 
Hausm eisterwohnung bestehen.

Die baukiinstlerische Lösung.
F ür die bau künstlerische Lösung lassen sich zwei 

grundsätzlich verschiedene Gruppen von Vorschlägen 
unterscheiden :

Zur ersten Gruppe gehören diejenigen Bewerber, 
die eine g e s c h lo s s e n e , m o n u m e n ta le  a r c h i t e k ­
to n is c h e  K o m p o s i t io n  im Sinne der bisherigen 
Vorstellung von R epräsentation und Feierlichkeit in 
Vorschlag bringen m it strengen, axialen Beziehungen.

Man erlebt in dieser Gruppe Steigerungen, von denen 
man befürchten muß, daß ihre erdrückende Monu­
m en ta litä t n ich t geeignet sein würde, gerade den ein­
fachen deutschen Volksgenossen aus innerem Antrieb 
zu dieser S tä tte  der Gemeinschaft hinzuziehen, und daß 
ihre starre  Gebundenheit die Gefahr der allzu einsei­
tigen Festlegung der Feiertagsgestaltung m it sich 
bringt und spätere Änderungen oder Abwandlungen 
allzusehr erschwert.

Zur zweiten Gruppe gehören diejenigen Bewerber, 
die in b e w u ß te r  f o r m a le r  Z u r ü c k h a l tu n g  sich 
bemühen, die Möglichkeiten für eine künftige E n t­
wicklung oifen zu lassen und durch Vermeidung an ­
spruchsvoller Bindungen, durch E in f ü g u n g  in  d ie  
N a t u r  u n d  in  d ie  L a n d s c h a f t  zum deutschen 
Menschen zu reden. Diese Gruppe von Entw ürfen 
läuft allerdings zuweilen Gefahr, eine beherrschende 
architektonische W irkung wiederum allzusehr ver­
missen zu lassen.

Irgendwie h a t ein jeder der 692 Bewerber zur grund­
sätzlichen K lärung der Aufgabe beigetragen. Sie alle 
waren dam it W egbereiter für unsere werdende K ultur. 
F ü r welchen Weg sie sich letztens entscheiden wird, 
müssen wir der Zukunft überlassen. W ir sollten aber 
bedacht sein, derartige künstlerische Volksbefragungen 
in Zeitabständen zu wiederholen.

ALLGEMEINES BERECH NUN GSVERFAH REN
F Ü R  M IT T IG  G E D R Ü C K T E  H O L Z  Q U E  R S C H N I T T E  

(ein- oder mehrteilige S tützen oder D ruckstreben aus Holz)

Von D r.-Ing. A, T r o c h e ,  Professor an  der Technischen Hochschule D arm stadt.

F ü r den Entw urfsbearbeiter äußerst zeitersparend 
ist die Benutzung des nachstehenden einfachen und 
a l lg e m e in e n  Berechnungsverfahrens für m ittig  ge­
drückte Stützen oder D ruckstreben aus Holz, das für 
beliebige Holzabmessungen (vgl. Abb. auf Tafeln 3u.4) 
b und d, beliebige A bstände a, beliebige K nick­
längen l, beliebige D ruckkräfte N , beliebige D ruck­
spannungen aj, für Nadel- und H artholz, für ein- und 
für mehrteilige D ruckquerschnitte, für Bemessung, 
Spannungsnachweis und Tragfähigkeitserm ittlung 
gleicherweise gültig und günstig ist. Dieses ergibt 
in jedem Fall sofort E n d  w e r te ,  o h n e  d ie  K e n n t ­
n is  o d e r  E r m i t t l u n g  i rg e n d w e lc h e r  Z w i­
s c h e n w e r te  (I, i, a>) zu benötigen. — Aus Zweck­
m äßigkeitsgründen wird zunächst die H andhabung 
der vier einfachen Bemessungstafeln für Rundholz, 
für ein-, zwei- und dreiteiliges K antholz an  H and 
von Beispielen erläutert. Die A bleitung der Berech­
nungsgrundlagen für diese Tafeln folgt am  Schluß.

A. D ie  B e m e s s u n g s ta f e ln  
(Tafeln 1 bis 4)1).

Wie schon oben erw ähnt, sind die Bemessungstafeln 
allgemeingültig und liefern unm ittelbar Endw erte. 
Insbesondere ist in  ihnen jeweils der richtige Knick- 
beiwert co (nach Tafel 3 der D IN  1052)2) ohne 
weiteres en thalten , so daß sich seine K enntnis oder 
E rm ittlung  erübrigt.

*) Die Tafeln l bis 4 sind  in  D IN -G röße ( 2 1 x 3 0  cm ) vom  Verfasser 
beg eh b ar (P reis 0,25 ItM  je  Tafel).

*) Z en tralb l. d . Bauverw . 1933, S. 409.

a) D e r  R u n d h o lz - Q u e r s c h n i t t  
(Tafel 1).

Tafel 1 zeigt auf der O rdinate die Stützen- oder 
Streben-Knicklänge l und auf der Abszisse den W ert

K -  l~ ' ad 
0 ~  100 A'

aufgetragen. Da diese W erte in  jedem Bemessungsfall 
gegeben oder bekannt sind, so sind auch in der Tafel 
die durch die betreffenden Achsenteilpunkte gehenden 
W aagerechten und Senkrechten und dam it deren 
S chnittpunkt bekannt, an dem man unm ittelbar den 
erforderlichen Durchmesser abliest.

B e is p ie l  1. Welchen Durchmesser benötigt eine 
5 m lange K iefernholzstütze, die einen (mittigen) Druck 
von 20 t  aufzunehmen h a t?  Lösung: Nach den Vor­
schriften darf die kieferne S tütze m it a,i = 80 kg/cm2 
berechnet werden. D ann ist m it l = 500 cm

K 0 = ) = ^ an findet in Tafel 1 m it l -  5 in
und K 0 = 10 unm ittelbar d = 27 cm.

Abb. 1. Abb. 2.
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B e is p ie le  2.
a) Gesucht is t die H olzstärke ¿  bei be­

kannter Breite b. Gegeben seien N =  1800 kg, 
l = 420 cm, b= 14 cm, a,i = 80 kg/cm 2.

4202 • 80
D am it wird K 1 = 1()0 . 1800 =7,85 und
l/b = 420/14 = 30. Am Schnittpunkt der durch 
diese W erte festgelegten W aagerechten und Senk­
rechten in Tafel 2 haben die beiden zugehörigen 
K urven die W erte d = 2 b und d = lf 15. Beide er­
geben d = 28 cm.

b) Gesucht Breite b bei gegebener Dicke d.
Im  Zahlenbeispiel sei hier (s ta tt 6) die Dicke d  = 20 cm 
festgelegt. D am it bleibt K 1 = 7,85 und es wird d = 1/21. 
Durch den S chnittpunkt der Senkrechten (K) und der 
Schrägen (d = i/21) geht die W aagerechte b = lf 16,3. 
Also wird b = 420/16,3 = 26 cm.

c) Gesucht b u n d  d, wobei ein bestim m tes V erhält­
nis <p -  bfd einzuhalten ist.

In  diesem Fall kennt man außer K  nur den W ert bfd, 
dam it aber eine entsprechende K urve in Tafel 2. Soll 
z. B. d = 1,5 6 sein, so erhält m an m it dem gegebenen

Tafel 2.

W ert K 1 = 7,85 und ¿ = 1 ,5  b einen Schnittpunkt, 
durch den die W aagerechte l/b = 25 geht. Folglich 
wird b = 420/25 = 16,8 cm und d = 1,5 • 16,8 = 25,2 cm. 
Man erhält also ein K antholz 17/25 cm.

d) Gesucht au (Spannungsnachweis).
Gegeben seien: N  = 13000 kg; l = 450 cm; b = 10 cm 
und ¿ = 3 0  cm. D am it wird l/b = '45 und d =  lj 15. 
Der S chnittpunkt der W aagerechten und Schrägen

liefert den W ert K l = 11,62 = ^  . Also ist

°,t =
100-13000-11.62 

4502 = 75 kg/cm 2.

[H ätte m an irrigerweise nach der einfachen Formel 
<7 = N /F  gerechnet, so wäre m an (infolge V ernach­
lässigung des Knickeinflusses) zu dem falschen W ert 

13000
= 43,3 kg/cm 2

10 • 30 
gekommen.]

e) Gesucht die zulässige T ragkraft N .
Man findet genau wie un ter d) einen W ert K  
und erhält dann aus den gegebenen W erten l

und ad den W ert N  = ~  °-'L .1UU * Aj
3. D e r  m e h r te i l ig e  K a n th o lz - Q u e r s c h n i t t  

(Tafeln 3 und 4).
Tafel 3 ste llt die Bemessungskurven für den 

zweiteiligen, Tafel 4 für den dreiteiligen Quer­
schnitt dar. Beide sind un te r E inhaltung der 
am tlichen Abminderungsformel (DIN 1052, 
§ 7, Ziff. 3 ß, Abs. 33)2)

T -  J
T -  J  . t l  I Piw -  70 + ^ ,

die selbsttätig  eingehalten bleibt, aufgestellt, so 
daß entsprechende Nachrechnungen überflüssig 
sind.

Auf der W aagerechten ist in  diesen beiden 
Tafeln der W ert

K = K 2 = K 3 = b - { ^  = b - k
und auf der Senkrechten das A b s ta n d -  
v e r h ä l t n i s  a jl aufgetragen. Die beiden

[Die Einzelwerte für K  sind stets in den 
gleichen Maßbezeichnungen einzusetzen, 
also a l le s  z. B. in kg und cm (oder in kg 
und m oder in t  und cm, usw.), worauf be­
sonders bei dem  W ert für ad zu achten ist.]

b) D e r  e in te i l ig e  K a n th o lz -  
Q u e r s c h n i t t  (Tafel 2).

In  Tafel 2 is t auf der Abszisse der W ert 
K x (wiederum in logarithmischer Teilung) 
aufgetragen,während die Ordinate die Holz^ 
q u e rsc h n ittb re ite  b (d. i. jeweils die zur 
Knickachse parallele Querschnittseite) als 
Teilvielfaches der bekannten Knicklänge l 
angibt. In  dieser Tafel sind zwei Scharen 
K urven eingetragen, welche die H o lzd ick e  
¿  als Teilvielfaches einerseits der Breite b, 
anderseits der Knicklänge l darstellen.

Offenbar sind folgende fünf Aufgaben­
fälle möglich:

Tafel 1.

■e-
9

o
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eingezeichneten K urvenscharen stellen die 
K antholzstärke d als Teilvielfaches von a, 
bzw. von l dar.

Hier tre ten  folgende sechs Aufgabenfälle 
in der Anwendung auf:

Tafel 3.

J . J .
■f/a-oce

2 0  yo 1*0 %

A
m  «  1 O 3 l. 5  *10 2 0  3 0  1*050 ICO 200

d) Gesucht ou (Spannungsnachweis).
D er Schn ittpunk t der hier bekannten W aagerechten 
Ifa is t m it der ebenfalls bekannten K urve l/d  oder d/a 
ergibt den zugehörigen W ert K . D ann ist 

10 - N  -K  
a'l= TT ■

e) Gesucht die zulässige T ragkraft N .
D urch den Schn ittpunk t der bekannten Linien Ifa 
und l/d (oder a/d) ist K  bestim m t und daraus

N  -  b ‘ * ' ?±
1 ~  10 • K  '

f ) Besonders wichtig is t die Aufgabe, den A bstand a 
(bzw. die A bstände a) einer mehrteiligen Druckstrebe, 
deren Abmessungen b' und d' (Abb. 1 u. 2) in einem er­
wünschten Verhältnis <p = b'fd' stehen sollen, derart 
zu bestim m en, daß die K n i c k f e s t i g k e i t  b e z ü g lic h  
b e id e r  A c h s e n  (a:—r u n d  y-y)  g le ic h  g ro ß  w ird .

Diese Aufgabe wird nicht m it den Tafeln 3 oder 4 
gelöst, sondern man geht vom einteiligen Querschnitt 
(Tafel 2) aus und bestim m t dann a m ittels der Formel

/  2 O
cifd = -  1 + 2 I -  g— >  2 f ür zweiteilige Stäbe

a/d = -  1 + " J , / ^  C/1 2 ~ ~  =  ^ dreiteilige Stäbe,

deren A bleitung am Schluß dieser Abhandlung ge­
geben wird. Zur E rläuterung ein Z a h le n b e isp ie l 4:

Eine zweiteilige D ruckstrebe aus Tannenholz habe 
bei einer Länge l -  6 m einen D ruck N  = 21 t  auf­

zunehmen, wobei das V erhältnis cp = b'/d' 
= 2,5 einzuhalten ist (Abb. 1).

L ö s u n g :  Auf die Stoffachse x - x  be­
zogen wird hier (Abb. 2) b = 2 d' und

9  d '
d = b', also bjd = bzw. d = 1,25 b,

6002 • 80 _  ., 
ferner K ,=  1()0. 270(H) = 10,65. Dam it
liest m an in  Tafel 2 ab : Ifb = 25 und 
d = lf20. Also wird b' =d = 600/20 = 30 cm, 
d' = b'f2 ,5 = 12 cm und

a = 1 — 1 + 2 1 /  -^1 • 12 = 13 cm.■ . y s

B. R e c h n e r i s c h e  G ru n d la g e n  d e r  
B e m e s s u n g s  t a f e ln .

Das hier abgeleitete Tafelverfahren be­
n u tz t die E rkenntnis von H a u e r 2), daß 
sich vorgeschriebene Knickbeiwerte o> un ­
m ittelbar berücksichtigen lassen, wenn man 
die Q uerschnittstärke d  als Teilvielfaches 
der Knicklänge l in die Rechnung einführt.

1 0 0
*) E n th a lte n  in  einem  unveröffen tlich t gebliebenen 

B em essungsverfahren fü r E isenbetonstiitzen .

B e is p ie le  3.
a) Gesucht der erforderliche A bstand a.

Aus den gegebenen W erten b, d, l, N  und n,i 
bildet m an den W ert K , so daß die zugehörige 
Senkrechte bekannt i s t ; ferner kennt m an die 
K urve d  = l f . . . .  Am Schn ittpunk t liest m an %: 
entweder auf der betreffenden W aagerechten 
den W ert l/a ab, so daß <z bekannt wird, oder 
bestim m t den W ert a aus dem  W ert der zu­
gehörigen K urve a = . .  d, am  besten beides 
zur gegenseitigen N achprüfung.

b) Gesucht die Holzbreite b.
Hier kennt m an dieW erte der W aagerechten l/a 
und der K urve d = l j . . . ,  Am S chnittpunkt %; 
liest man den W ert K  ab und erhält

, 10 • N  ■ K
b = — f—

l ■ 0,1 Ac.-
Alle W erte auf der rechten Gleichungsseite op
sind bekannt und som it auch die Breite b.

c) Gesucht die K antholzstärke d.
Aus den gegebenen W erten werden die W aagerechte l/a 
und die Senkrechte K  bestim m t und am S chnittpunkt 
abgelesen

d  = oder d =

638



1. D ie  R u n d h o lz ta f e l  (1).
Die Grundgleichüng für alle m ittig  gedrückten Stäbe

F M  1)
geht liier über in

T l l 2

woraus folgt
(i)'

n l-Od or „  iY = 25 7T- A 0

. .  t2 • n<i
m it k 0 = yöo - n -

o) N  = bd o,i = l'~ o,i • (  ̂) • ( j  ). Demnach wird

(t ) $ = 100 K 1.
I

I  -  I  + 5)
in der /„  das Trägheitsm om ent des Vollstabes, der 

durch Zusammenschieben der Einzelquer­
schnitte entstehen würde, und

-(iM
m it -

N un ist aber hier i = j j,=  j  und folglich A = = 4 j

D am it is t der zu jedem W ert von A zugehörige Knick-
l

w ert a> jeweils nur noch von  ̂ abhängig, so daß 

d n u r  v o n  K„ u n d  1 a b h ä n g t  (Tafel 1).

2. D ie  T a fe l (2) f ü r  e in te i l ig e s  K a n th o lz .  

H ier ist i = 0,2887 d, also A = 3,4041 j  und die 

Grundgleichung 1) geht über in

I x das (rechnerische) Trägheitsm om ent des 
mehrteiligen Druckstabes 

bedeutet, folgt hier m it F  = 2 b d der W ert

‘- j / T - y l j B M -

Der Knickbeiwcrt w ist hier daher sowohl von 1 jd  als 
auch von 1/a abhängig. — Die Grundgleichung 1) 
geht über in
cd N  = 2 bd o,i = 2 bl o,i (d/l), woraus folgt

o  (l/d) =  2 • ( h l ° ' ‘ \  = 20 K 2 m it K 2 = 6 ■ k  = b ■} ^  0)

iv2 is t dam it abhängig nur von Ifd und 1/a, bzw. l/d 
abhängig nur von K 2 und l/a. —  Die Schar d/a stellt 
nur eine zusätzliche Abhängige d ar (entständen aus 
l/a:l/d).

4. D ie  T a fe l (4) f ü r  d r e i t e i l i g e  K a n th ö lz e r .
H ier ändern sich gegenüber der vorigen Tafel nur 

die Zahlenwerte in

bl o,i
4) und es wird w (l/d) = 3 N 30 K s (= 3 0  K 2).

D a cu wiederum eine Abhängige nur von ist, so ist

l/d n u r  v o n  K x u n d  l/b a b h ä n g ig .
Die weitere K urvenschar d/b ste llt aber jeweils nur 

den Quotienten der Tafelwerte l/d  und l/b dar, näm ­
lich d/b = l/b:l/d, ist also nur eine zusätzliche A b­
hängige.
3. D ie  T a fe l (3) f ü r  z w e i te i l ig e  K a n th ö lz e r .  

Aus der am tlichen Formel

5. G le ic h e  K n ic k f e s t i g k e i t  n a c h  b e id e n  
E b e n e n .

Sie t r i t t  auf, wenn I x = I y wird, wobei für l u der 
gem inderte W ert /„  nach Gl. 5) einzusetzen ist. D a­
m it wird beim
2-teilg. S ta b : 4 b- = 3 a- + 0 ad + 15 d2 und schließlich

I / S E ! )  7)

3-teilg. S tab : 6 b2 = 12 a 2+ 24  ad + 53 d2 und schließlich

s ,

worin ip -  b/d bedeutet.

DER DEUTSCHE BINNENSCHIFFAHRTSTAG 1934
der am 28.9. in Breslau sta ttfand , war eine erste m acht­
volle K undgebung für D eutschlands gesamte Binnen­
schiffahrt im neuen nationalsozialistischen Reich. 
Zweierlei gab der Tagung ihr Gepräge: einmal war 
sie sichtbarer Ausdruck der einigenden Zusammen­
fassung aller den Ausbau und den Verkehr der B innen­
w asserstraßen fördernden Verbände, zum anderen 
legte sie ein bedeutungsvolles Bekenntnis dafür ab, 
daß „Verkehrspolitik Staatspolitik , S taatspolitik  aber 
in erster Linie Grenzpolitik“ ist.

G eneraldirektor Dr. h. c. W e lk e r , Vorsitzender des 
Zentralvereins fü r deutsche Binnenschiffahrt, wies in 
seiner Begrüßungsansprache darauf hin, daß der 
Zentralverein sich am 28. 9. eine neue Satzung gegeben 
habe, die einen W endepunkt in  der Geschichte der 
Binnenschiffahrt darstelle. R e ic h s v e r k e h r s m in i -  
s t e r  F r e i h e r r  v o n  E l tz - R ü b e n a c h  forderte als 
Ehrenvorsitzender der Tagung eine verständnisvolle 
Zusam m enarbeit von Binnenschiffahrt und W irtschaft. 
Der Oberpräsident und Gauleiter von Schlesien H e l-  
m u th  B rü c k n e r  betonte, daß die Verkehrsferne

Schlesiens durch engste Zusam m enarbeit von S taa t 
und Schiffahrt überwunden werden müsse.

Die Reihe der Vorträge wurde eröffnet durch S taa ts­
sekretär K ö n ig , der über „Die verkehrspolitische 
Fürsorge für die Grenzgebiete“ sp rach : Die Sicherung 
der Grenzen als eine der obersten S taatsaufgaben wird 
erfüllt durch rege und dichte Besiedelung der Grenz­
lande. Bäuerliche Siedlungen allein reichen nicht aus, 
um einen beständigen W all gegen andringendes frem ­
des Volkstum zu schaffen, es müssen in den Grenz­
bezirken auch gewerbliche A rbeitsstätten  errich tet 
werden. Um diese Siedler in den Grenzlanden heimisch 
zu machen, muß der S taa t hier in besonderem Maße für 
die ve» k eh rsp o litisch en  Voraussetzungen und das 
Gedeihen von K u ltu r und W irtschaft sorgen. Die 
R e ic h s p o s t  verbindet bereits durch die Postbestel­
lung bis ins kleinste Grenzdorf, den Fernsprecher und 
den R undfunk die Grenzlande geistig und kulturell 
aufs engste m it dem Reich. Alle Grenzgebiete sind 
vom S tandpunk t des G üterverkehrs aus be trach te t 
Ü berschußgebiete. Die Verkehrs Verwaltungen haben
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daher die Aufgabe, iti erster Linie für den Absatz des 
Überschusses an landw irtschaftlichen und industriellen 
Erzeugnissen zu sorgen. Entscheidend für Schlesien 
ist die große V e r k e h r s t r a ß e  d e r  O d e r, die das 
300 km  lang gestreckte Grenzgebiet in der Längsachse 
durchfließt. Friedrich der Große h a t aus s ta a ts ­
politischen Gründen Verbesserungen an der Oder 
durchgeführt, die den Oberlauf uni rd. 150 km ver­
kürzten. Später wurden lange Zeit nur dann  M ittel für 
den Ausbau der Oder gegeben, wenn ein Ausgleich 
gegen die großen K analbauten im W esten des Reiches 
geschaffen werden m ußte. E rs t die nationalsoziali­
stische Regierung h a t als eigene staatspolitische Auf­
gabe w iedererkannt: D a s  G r e n z la n d  S c h le s ie n  
k a n n  w i r t s c h a f t l i c h  n u r  g e s t ä r k t  w e rd e n  
d u r c h  Ü b e r w in d u n g  d e r  V e r k e h r s f e rn e .  Der 
Bau des Adolf H itler-K anals, der Ausbau der m itt­
leren Oder, die Schaffung w eiterer Staubecken zur 
Speisung der Oder zu Niedrigwasserzeiten, alle diese 
M aßnahm en sollen bis zum F rüh jah r 193S eine lei­
stungsfähige W asserstraße von Obersohlesien bis 
Fürstenberg schaffen, um der W irtschaft einen erfolg­
reichen W ettbew erb m it dem W esten zu ermöglichen. 
Aus den gleichen staatspolitischen G esichtspunkten 
heraus m uß auch der Bau des Oder—D onau-K anals 
gefördert -werden. Eine durchgehende W asserstraße 
von der Donau und den südöstlichen Ländern über die 
Oder nach S te ttin  wird für den deutschen Osten eine 
Bedeutung erlangen, die über die reinen Verkehrs­
fragen weit hinausgeht. Die z w e ite  große Aufgabe 
der Verkehrsverwaltungen in den Grenzgebieten be­
s teh t darin, die Verkehrsferne auch durch A usnahm e­
tarife der Reichsbahn auszugleichen. Eine d r i t t e  
Aufgabe ist endlich die V erdichtung der Verkehrs­
möglichkeiten. J e  stärker der Verkehr, um so leben­
diger der Austausch landw irtschaftlicher und gewerb­
licher Erzeugnisse. D a das Eisenbahnnetz im ganzen 
ausgebaut ist, können die dünn besiedelten Grenz­
gebiete nu r noch durch den leichtbeweglichen K ra ft­
wagen erschlossen werden. E isenbahn und K raftw agen 
müssen hier ihre gegenseitige Ergänzung finden.

Verbandsdirektor S c h r e ib e r ,  B e r l in ,  behandelte 
„ G e g e n w a r t s f r a g e n  d e r  B i n n e n s c h i f f a h r t “ . 
Die Schaffung der Schifferbetriebsverbände werde den 
Abschluß der umfassenden staatlichen M aßnahmen 
zur Bekäm pfung der Notlage der Binnenschiffahrt 
bilden. F ü r die Lösung der Frage Schiene und W asser­
straße m üßte ein. W eg gefunden werden, der den Be­
dürfnissen der Gesam theit und der beiden Verkehrs­
träger entspräche. Die Schiffahrt werde die N acken­
schläge aus Krieg und Inflation aus eigener K raft 
überwunden. Ihre  H auptaufgabe werde in Zukunft 
weniger in der Vermehrung des Schiffsparkes als in 
d em "" E rsatz vera lte ter Fahrzeuge durch technisch 
vollkommene, w irtschaftliche N eubauten liegen.

Anschließend hielt O derstrom baudirektor F r a n z iu s  
an  H and von L ichtbildern einen V ortrag über den 
A u s b a u  d e r  O d e r  z u r  G r o ß s c h i f f a h r t s t r a ß e .  
Schlesien schiebt sich 300 km lang wie eine H albinsel 
zwischen Polen und die Tschechoslowakei. Da diese 
beiden L änder die gleichen Industrien  wie Schlesien 
selbst haben, so ist dieses auf den deutschen In lands­
m ark t angewiesen, der sich aber erst jenseits der Linie 
Grünberg— Görlitz w eitet. Die oberschlesischen Güter 
müssen daher eine Strecke von m ehr als 300 km zurück­
legen, bis sie an  ein A bsatzgebiet gelangen. In  dieser, 
durch den Frieden von Versailles verursachten „Ver­
kehrsferne“ und der dam it verbundenen „V orfracht“ 
liegt die Schwierigkeit für den W ettbew erb Ober­
schlesiens auf dem deutschen M arkt (vgl. Abb.).

Die Grundlage der schlesischen W irtschaft sind Massen­
güter (Kohle, Erz, Schrott, Getreide, Mühlenerzeug­
nisse), für die die Oder den natürlichen Beförderungs- 
weg darstellt. Sie is t für Schlesien der große Vor­
fluter und gleichzeitig der Hauptverkehrsw'eg. Von 
N a tu r aus is t die Oder keine Großschiffahrtstraße. 
E rs t bei der E inm ündung der W arthe bei K üstrin  hat 
die Oder ein Niederschlagsgebiet, das dem der Elbe bei 
Dresden gleichkommt. Das kontinentale K lim a des 
Ostens w irkt sich ebenfalls ungünstig aus: Lange 
Niedrigwasserzeiten, schnelle und verheerende Hoch- 
wasser beeinträchtigen häufig und lange die Schiffahrt. 
Der Ausbau der Oder als G roßschiffahrtstraße begann 
1886. Zunächst w'urde die Strecke von Cosel bis zur 
Neissem ündung kanalisiert, 1905 (als Ausgleich für 
den Em s-W esör-Kanal) die Strecke von do rt bis 
Breslau. Durch Gesetz von 1913 wurde beschlossen, 
die Oder von Breslau bis Lebus auf 333 km  Länge auf 
Niedrigwasser zu regeln. Ziel ist, die Schiffahrt m it 
3/4 beladenen K ähnen  von 4 0 0 1 Tragfähigkeit im 
allgemeinen sicherzustellen, wenn bei Kleinwasser 
Zuschüsse aus Staubecken gegeben wurden. Von diesen 
ist das erste bei O ttm achau 1933 fertiggestellt. Von 
den weiterhin im Bau befindlichen Staubecken wird 
das bei Turaw a 1938 und das erste Becken des durch 
Sandentnahm e gewonnenen Staubeckens bei Sersno 
1936 fertiggestellt sein. Das letzte is t insofern von 
besonderer Bedeutung, als es zur Speisung des Adolf 
H itler-K anals benötigt w ird. Alle drei Becken haben 
N utzräum e von 95—85 Millionen m 3. K leinere Becken 
in der W eistritz  usw. sind noch möglich. Leider ha t 
sich ein geeigneter S tauraum  in der Oder selber noch 
n ich t finden lassen. Zum Ausbau der Oder zur Groß­
schilfstraße gehört weiter der Bau des Adolf Hitler- 
K anals, der das oberschlesische Industriegebiet an  die 
Oder heranbringt. Sein Bau is t im Septem ber 1933 
vom Führer angeordnet worden. E r muß m it R ück­
sicht auf die Fertigstellung des M ittellandkanals und 
den Ablauf des die Beziehungen zwischen W est- und 
Ostoberschlesien regelnden Genfer Abkommens un ter 
allen U m ständen bis zum Ende des Jah res 1937 
beendet w erden.

Den Abschluß der Tagung bildete ein Vortrag des 
Generaldirektors Dr. W e rn e r , Gleiwitz, der die Z u ­
s a m m e n h ä n g e  z w is c h e n  W i r t s c h a f t  u n d  d e r  
O d e r  in  allen Einzelheiten beleuchtete. Gaye.
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M I T T E I L U N G E N
In  Anerkennung dieser Verdienste wurde Otzen zu ­
nächst stellvertretender und vor kurzem 1. Vorsitzen­
der der Studiengesellschaft für Autom obilstraßenbau.

Der Name Otzen als Lehrer, Forscher und Organi­
sator kann und wird nicht vergessen werden. Der E r­
folg seines Schaffens wird in der Geschichte der Tech­
nik an  hervorrgander Stelle verm erkt bleiben.

K r.

Julius Franz f .
Am 28. Septem ber d. J .  verschied in Neubabelsberg 

M inisterialrat z. D. Ju lius Franz. Der Verstorbene, 
der 1870 als Sohn eines Kgl. Oberförsters in Weil- 
m ünster bei W eilburg-Lahn geboren wurde, studierte 
in Charlottenburg Bauwissenschaft und tr a t  als Re- 
gierungsbaum eister zur Bauverw altung der Reichs­
lande über. D ort wurde er in langer D ienstzeit lei­
tender B eam ter des Bauwesens m it dem Sitz in  S traß ­
burg, das ihm zweite H eim at wurde. Die Franzosen 
haben ihn 1918 ausgewiesen. E r w andte sich nach 
Berlin und fand m ehrere Jah re  im  Reichsentschädi­
gungsam t Verwendung, bis er 1925 zum Delegierten 
des Reichs für die Deutsche Kriegsgräberfürsorge in 
Frankreich ernann t wurde. H ier entfaltete er m it 
großer G ew andtheit eine glückliche V erm ittlertätig­
keit. Mit seltenem Geschick und in beharrlicher Arbeit 
ha t er es verstanden, die deutschen Belange nachhaltig 
zu schützen. E r weilte jährlich viele Monate in F ran k ­
reich, sorgte für die U nterhaltung  und Schmückung 
von H underttausenden deutscher Heldengräber und 
leitete die "würdige G estaltung der zahlreichen Fried­
höfe. Das Reich ha t einen erfolgreichen Delegierten 
verloren; Freunde und Hinterbliebene trauern  um 
einen guten K am eraden.

Robert Otzen f .
Der Geheime Regierungsrat Professor Dr.-Ing. E. h. 

R obert O tz e n  verschied am 2. Oktober 1934 in H an­
nover, wo er füreinige Tage Erholung und Ausspannung 
suchte. U nerw artet und jäh  wurde er aus seinem W irken 
gerissen. Um ihn trauern  seine Familie, der er ein 
treusorgender V ater war, ein übergroßer Kreis von 
Schülern, die ihm ihr Wissen und K önnen verdanken, 
seine U ntergebenen, denen er stets ein wohlgesinnter, 
gerechter A rbeitskam erad war, und eine große Anzahl 
von Freunden und Berufskam eraden, die den fröh­
lichen Gesellschafter und den kritischen W issen­
schaftler schwer vermissen werden.

Am 9. Mai 1872 in Lichterfelde geboren, besuchte er 
die Technische Hochschule zu Charlottenburg, tra t  
1896 als Regierungsbauführer bei der E isenbahn­
verw altung ein und wurde 1905 Eisenbahnbau- und 
-betriebsinspektor. Zu gleicher Zeit nahm  er seine 
H ochschultätigkeit auf, habilitierte 1907 und 
wurde 1908 ordentlicher Professor an der Tech­
nischen Hochschule Hannover. In  Anerkennung 
seiner Verdienste w ählte der Senat ihn für die 
Zeit von 1913 bis 1915 zum R ektor und beauftragte 
ihn späterhin  m it der Leitung des Bauingenieur­
laboratorium s und der Straßenforschungsstelle an 
der Hochschule in H annover. Den W eltkrieg hat 
er von Anfang bis Ende als R ittm eister an  der F ro n t 
mitgem acht. Am 1. Ju li 1931 folgte er einem ehren­
vollen R uf als Präsident des Staatlichen M aterial­
prüfungsam tes. Seine außerordentlich erfolgreiche 
T ätigkeit wurde anerkannt durch seine Berufung in 
die Akademie des Bauwesens.

Seine Fähigkeit, sein wissenschaftliches Können den 
Schülern in  leichtfaßlicher K larheit zu überm itteln, 
und  seine großen Erfahrungen in der praktischen A n­
wendung des Erforschten spiegeln sich in den vielen 
W erken wider, die aus seiner Feder stam m en. Vor­
ausschauend, daß der Straßenbau in jeder H insicht zu 
fördern sei, h a t er den Verein zur Vorbereitung der 
Autostraße H ansastäd te—Frankfurt— Basel (Hafraba) 
gegründet und geraume Zeit in treuer A rbeit gefördert.

Tagungen, Veranstaltungen.
E in  W ohltätigkeitsfest der T echn ik  in  B erlin  
wird am  3. November d. J .  in den Gesam träum en des 
Zoo zugunsten der U nterstützungskassen der Inge­
nieure, Chemiker, A rchitekten usw. abgehalten werden. 
Die Teilnahm ekarten werden durch die technischen 
Vereine ausgegeben. Die Leitung des Festes haben 
H err S taatssekretär F e d e r  und der G eneralinspekteur 
des deutschen Straßenwesens Dr. T o d t  übernommen.
A u f  einer K undgebung der Reichsfachschaft 
der deutschen Forstbaum schulen und K lenganstalten 
m achte der L eiter der Abteilung V I des Reichs- 
ernährungsm inisterium s, M inisterialrat P a r c h m a n n ,  
die bemerkenswerte M itteilung, daß bereits im ersten 
Jahre  des großen Aufforstungswerkes die deutsche 
W aldfläche um 160 000 Morgen verm ehrt wurde.
26. Bundestag deutscher Z im m er m eist er in  H annover.

Sonntag, den 23. Septem ber, tag te  vorm ittags im 
„W alter Schum annheim “ der Bund deutscher Zimmer­
m eister. Zur Tagung waren Teilnehm er und Gäste 
zahlreich erschienen. Nach einem Vorspruch, ge­
sprochen von einem Zimmergesellen, eröffnete der 
Bundesführer Zim m erm eister R o th ,  M. d. R ., K arls­
ruhe, die öffentliche Tagung. Begrüßungsreden hiel­
ten  die V ertreter aus dem Saargebiet und der Schweiz 
sowie der G auw irtschaftsberater von H annover-Süd- 
Braunschweig. D arauf sprach Major B r a u e r ,  Berlin, 
von der Arbeitsgemeinschaft Holz über die Bedeutung 
des deutschen Holzes für das deutsche Volk und im 
besonderen für das deutsche Zimmerhandwerk. Der 
folgende V ortrag von Zimmermeister A p p e l , Berlin, 
zeigte an H and guter L ichtbilder die Leistungen des 
deutschen Zimmerhandwerks auf dem Gebiete des 
Industriebaues. Dr.-Ing. M a r t in y ,  Berlin, konnte 
dann, da die Zeit sehr w eit fortgeschritten war, nur 
kurz auf die 5000jährige traditionelle Bedeutung der 
Holzbauweise im deutschen K ulturgebiete aufm erk­
sam machen. E r h a tte  ein Steinbeil der Urbewohner 
unserer nordw estdeutschen H eim at von seinen jüng­
sten Ausgrabungen m itgebracht, um an diesem W erk­
zeug sichtbar zu machen, wie weit die K un st des 
Zimmermannes, das Holz zu bearbeiten, zurückreieht.

Dr. 0 . M . 
Technische Neuerungen.

N euere Beförderungsm ittel der Reichsbahn.
Die Deutsche Reichsbahn h a tte  auf der In te r­

nationalen Straßenbauausstellung (vgl. S. 560 d. Bl.) 
auch ihre Straßenfahrzeuge für Eisenbahnwagen und 
ihren B ehälterverkehr ausgestellt und praktisch 
vorgeführt.

Das S t r a ß e n f a h r z e u g  f ü r  E is e n b a h n w a g e n  
nach der B auart Dr. C u le m e y e r  (Abb. 1) dient der 
Zufuhr beladener oder leerer Eisenbahnwagen vom 
G üterbahnhof über die S traße an solche Verfrachter, 
die einen Gleisanschluß nicht besitzen. Der G üter­
wagen wird als Ganzes auf dem G üterbahnhof vom 
Gleis über eine niedrige Überladeram pe auf ein m it
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'Schienen yersehenes Fahrzeug gezogen, das m it einem 
Schlepper dem Abnehm er zugefahren wird. Das F ah r­
zeug besteht aus zwei niedrigen Fahrgestellen, die je 
eine Güterwagenaehse tragen und m it dem aufge­
ladenen Eisenbahnwagen ein einheitliches, in sieh 
unverrückbares Ganzes bilden. Es wiegt 8 bis 0 t  und 
kann zweiachsige Eisenbahnwagen bis zum G esam t­
gewicht von 32 t  m it beliebigen A chsabständen zwi­
schen 3 und 8 m befördern.

F ü r den B e h ä l t e r v e r k e h r  der Deutschen Reichs­
bahn werden große stabile K ästen  verwendet, die viele 
S tückgüter zu einer Sendung zusammenfassen oder 
auch zur Beförderung von Schüttgütern  dienen. W äh­
rend das Ausland in erster Linie den G roßbehälter 
entwickelte, befriedigt die Reichsbahn zunächst das 
sta rk  hervortretende Bedürfnis nach Beförderung 
kleinerer W arenmengen. Sie h a t bis heute bereits 
über 8000 K leinbehälter eingeführt. Dies sind höl­
zerne oder stählerne rollbare K ästen  m it bis zu 3,5 
R aum m eter Größe und  1200 kg Ladegewicht. N o t­
wendig für das Verladen des K leinbehälters is t die 
Schaffung von einfachen Hubvorrichtungen, die dem 
Absetzen der K leinbehälter von jedem beliebigen 
K raftw agen oder Eisenbahnwagen auf die Erde oder 
um gekehrt dienen und leicht m itgeführt werden 
können. Außerdem besitzt die Reichsbahn z. Zt. etwa 
200 G roßbehälter. Diese sind allgemein verwendbar 
und dienen beispielsweise der Beförderung von Möbeln, 
Beleuchtungsgegenständen, Öfen, Badewannen, kera­
mischen Gegenständen u. dergl. Außerdem werden 
von der Reichsbahn besondere B ehälter für die Be­
förderung von Schüttgü tern  eingestellt, und zwar
u. a. kesselförmige B ehälter für Zementbeförderung 
m it 1,5 t  G esam tlast (1,1 t  Zement), kastenförmige

Abb. 1. Straßenjahrzeug der Deutschen Reichsbahn 
für Eisenbahnwagen.

Abb. 2. Behälterverkehr der Deutschen Reichsbahn 
für Zement.

Behälter für Splittbeförderung m it 3 t  Gesam tlast 
(2,6 t  Splitt) und kastenförm ige B ehälter für Koks­
beförderung m it 5 t  G esam tlast (3,8 t  Koks). Der 
Zem entbehälter is t m it auswechselbaren Spurträgern 
versehen und kann unm itte lbar auf Feldbahngleise 
nach entfernteren  Baustellen übergehen.

*
.,D ie S traße“ .

Der Generalinspektor, für das deutsche S traßen­
wesen, dem  gleichzeitig m it der Planung und D urch­
führung des Baues der Reichsautobahnen auch die 
Betreuung des gesam ten deutschen Straßenwesens 
übertragen worden ist, h a t diese Zeitschrift ins Leben 
gerufen. Sie soll das V erständnis für die große Be­
deutung der S traße in weiteste Kreise tragen und 
gleichzeitig jene technischen Fragen des Straßenbaues 
erörtern, die einer besonderen Förderung bedürfen. 
Daneben is t sie das A m tsb la tt'des Generalinspektors. 
Die Zeitschrift erscheint zweimal m onatlich im Verlag 
„Volk und R eich“ , Berlin. Preis des Einzelheftes 
1 RM. H auptschriftleiter ist Friedrich H e iß .

N eues zur W ünschelruterif rage.
Die W ünschelrutenfrage h a t durch den physi­

kalischen Nachweis von E rdstrah len  eine weitere 
K lärung erfahren. Im  Deutschen Forstverein hielt 
Dr. Paul E. D o b le r ,  Heilbronn a. Neckar, einen 
V ortrag über seine Beobachtungen:

Eingehende Untersuchungen haben gezeigt, daß 
die von unterirdischen W asseradern, Mineralquellen, 
Therm alquellen, Salz-, Erz-, Erdöllagern usw. aus­
gehenden Einflüsse auf eine bisher unerforschte 
S trahlung zurückzuführen sind. Durch Zufall wurde 
gefunden, daß blank gem achte Aluminium- und Ma­
gnesiumstreifen die photographische P la tte  schwärzen, 
wenn sie von der S trahlung unterirdischer W asser­
adern und sonstiger strahlender Stoffe getroffen 
werden. M it Hilfe von G ittereinrichtungen wurde 
die neue S trahlung untersucht, und es zeigte sich, 
daß es ungedäm pfte elektrom agnetische W ellen der 
Länge zwischen 0,3 mm und 10 cm sind. Theoretische 
Berechnungen verschiedener Forscher haben ergeben, 
daß die erw ähnten W ellen von bewegtem W asser und 
M agneten ausgesandt werden. Ih r  experim enteller 
Nachweis war bisher aber n ich t gelungen, da  es an 
einem geeigneten Ind ikato r fehlte.

Im  Lauf der U ntersuchungen w urde festgestellt, 
daß auch viele oberirdisch vorkommende Stoffe, ebenso 
Pflanzen, Tiere und Menschen die neue Strahlung 
aussenden. Sie en tsteh t ferner bei jedem chemischen 
Vorgang und kom m t in der N atu r beinahe so häufig 
vor wie das Licht. Sie läß t sich auch künstlich er­
zeugen. Bei hochempfindlichen Menschen ru ft die 
neue S trahlung heftige unwillkürliche Muskelbewe­
gungen hervor, bei weniger empfindlichen veranlaßt 
sie Ausschläge der W ünschelrute. Diese ist ein ver­
größernder Anzeiger für n icht d irek t wahrnehm bare 
unwillkürliche Muskelbewegungen.

Schon 1905 sprach M e la n d e r  die V erm utung aus, 
daß in der N atu r eine unerforschte S trahlung vor­
handen sei, deren ionisierende W irkung eine große 
Rolle spiele. Diese V erm utung h a t sich als richtig 
erwiesen. In  seiner D issertation h a t L e h m a n n  im 
Jah re  1932 nach gewiesen, daß über unterirdischen 
W asseradern m ehr positive als negative Jonen vor­
handen sind. Messungen m it dem von Dipl.-Ing. 
Wolfgang E. K n ie l ,  S tu ttg a rt, in allerjüngster Zeit 
konstruierten N achweisgerät bestätig ten  diesen Be­
fund. Untersuchungen in dem In s ti tu t für phvsi-
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kalische Grundlagen der Medizin an der U niversität 
F rankfurt a. Main haben gezeigt, daß bei E inatm ung 
positiver Jonen Erhöhung des Blutdrucks und H erz­
beschwerden auf treten . Dies is t ein Beweis dafür, daß 
unterirdische W asseradern und sonstige strahlende 
Stoffe auf Pflanzen, Tiere und Menschen schädigend 
wirken können.

Die neue S trahlung is t darüber hinaus auch für 
die Volkswirtschaft von großer B edeutung: m it ihrer 
Hilfe lassen sich Lage und A rt unterirdischer Boden­
schätze objektiv  feststellen. In  D eutschland sind 
beispielsweise so reichhaltige Erdöllager vorhanden, 
daß bei ihrer E rbohrung Erdöleinfuhr überflüssig wäre.

Baupolizei.
Baupolizeiliche Behandlung von Kellerbäckereien.

Bäckereien unterliegen einmal den allgemeinen B au­
ordnungsvorschriften, insbesondere den Vorschriften 
über Räum e zum dauernden A ufenthalt von Menschen, 
sodann den Bestimmungen über die E inrichtung und 
den Betrieb von Bäckereien usw. (vgl. Erlaß vom 
10. O ktober 1906 —  Min.Bl. f. H andel und Gewerbe 
S. 371). Beide Verordnungen verbieten im allgemeinen 
die E inrichtung von Bäckereien im Kellergeschoß. 
Neue K ellerbäckereien können also, wie aus einer 
kürzlich ergangenen Entscheidung der beteiligten 
M inisterien hervorgeht, nu r eingerichtet werden, 
wenn von beiden Verordnungen ausdrücklich Be­
freiung erte ilt w ird: also 1. förmlicher Baudispens von 
den Bauordnungsvörschriften durch die Baugenehmi­
gungsbehörde und  2. förmliche Ausnahmegenenmigung 
von der über Bäckereien ergangenen Verordnung 
durch den Regierungspräsidenten.

Anders zu behandeln sind die Fälle, in denen die 
Kellerbäckereiräum e auf Grund älterer Bauordnungs-

vorschriften ordnungsmäßig genehm igt sind. Da im 
Gegensatz zu der über Bäckereien ergangenen Ver­
ordnung, die auch die bei ihrem E rlaß bestehenden 
Bäckereien erfaßte, neue Bauordnungen sich nicht 
ohne weiteres auf bestehende ordnungsm äßig ge­
nehm igte B auten erstrecken, bedarf es zur weiteren 
Benutzung solcher seit ihrem Bestehen unverändert 
gebliebenen Bäckereianlagen keines förmlichen B au­
dispenses von weitergehenden späteren Bauordnungs­
vorschriften. In  solchen Fällen genügt also eine A uh- 
nahmegenohmigung von den Vorschriften der über 
Bäckereien ergangenen Verordnung durch den Regie­
rungspräsidenten. M .

Wettbewerbe.
K irche in  Hamburg-Dulsberg.

D er K irchenvorstand in Ham burg-Dulsberg schreibt 
un ter allen der evangelisch-lutherischen K irche im 
liamburgischen S taa te  angehörenden A rchitekten 
einen W ettbew erb für eine K irche aus. Unterlagen 
werden in der B auabteilung des Landeskirchenam tes, 
Bugenhagenstraße 23, ausgegeben.

Ideenwettbewerb fü r  die Ausgestaltung und Bebauung  
des Kastellplatzes usw . in  E ssen-W erden .

Die Deutsche Gesellschaft für Bauwesen, R uhrlän­
discher Bezirksverein Essen, schreibt un ter ihren M it­
gliedern einen städtebaulichen Ideenw ettbew erb zur 
Erlangung von Entw ürfen für die Ausgestaltung und 
Bebauung des K astellplatzes einschließlich des öst­
lichen R uhrufers zwischen Realgymnasium und Ridder- 
gasse in Essen-W erden aus. Die Unterlagen für den 
W ettbewerb sind beim S tadtplanungsam t der S tad t 
Essen (Deutschlandhaus, Zimmer 215) gegen Zahlung 
von 3,-— RM in Em pfang zu nehmen.

ERLASS DES PREUSSISCHEN FINANZMINISTERS
B E T R E F F E N D  B A U K O S T E N E R M I T T E L U N G

Berlin, den 10. Oktober 1934.
Für die E rm ittelung der „K osten von H ochbauten 

und dam it zusammenhängenden Leistungen“ und für 
die Festlegung des Begriffes „U m bauter Raum  von 
H ochbauten“ werden die in den Anlagen 1 und 2 
abgedruckten Bestimmungen als maßgeblich für die 
Preußische S taatshochbauverw altung m it sofortiger 
W irkung in  K raft gesetzt, un ter Aufhebung aller en t­
gegenstehenden Anordnungen in der Dienstanweisung 
für die O rtsbaubeam ten und den nachträglich dazu 
ergangenen Erlassen.

Die neuen Bestimmungen bringen gegenüber dem 
bisherigen, durch die Dienstanweisung vorgeschrie­
benen Verfahren keine wesentlichen Änderungen. Sie 
schaffen aber für den Begriff „U m bauter Raum  von 
H ochbauten“ die Ü bereinstim m ung der Staatshoch- 
bauverw altung m it den vom Deutschen Normenaus­
schuß je tz t durch die N orm enblätter D IN  276 und 
D IN  277 bekanntgegebenen Richtlinien. Dieser bisher 
sehr verschieden verstandene Begriff soll dam it ein­
deutig für den Gebrauch aller an  der K ostenerm ittlung 
oder Geldbeschaffung für Bauausführungen beteiligten 
am tlichen und  nichtam tlichen Kreise festgelegt werden.

Alle in B etrach t kommenden Dienststellen der 
S taatshochbauverw altung haben sich m it den Einzel­
heiten der neuen A nordnung sofort vertrau t zu machen 
und sie fortan  bei allen Kostenerm ittelungen anzu­
wenden.

In  den bereits abgeschlossenen oder vorgelegten 
K ostenerm ittelungen sind bei denPrüfungenundN ach- 
prüfungen die neuen Bezeichnungen — z. B. K osten­
voranschlag für Kostenüberschlag, Außenanlagen für 
N ebenanlagen (vgl. S. 206 der Dienstanw.) u sw .—  
an Stelle der bisherigen einzufügen und die Rechnungs­
ergebnisse nach den neuen Grundsätzen zu erm itteln  
und einzusetzen.

Bei den im Gange befindlichen B auten sind die 
genehmigten Kostenanschläge daraufhin durchzu­
prüfen, ob die in Anlage 1 vorgeschriebene K osten­
gliederung Änderungen notwendig m acht, was im 
allgemeinen nicht der Fall sein dürfte. Sollte diese 
Notwendigkeit jedoch gegeben sein, so ist dem  K osten­
anschläge und später der Abrechnung eine Zusam m en­
stellung der K osten nach der K ostengliederung 
Anlage 1 anzuhängen. Die in diesem A nhang sich 
ergebenden Kostensum m en sind für die E rm ittelung 
der K osten von 1 m3 um bauten Raum  in den am Schlüsse 
des Baues vorzulegenden statistischen Nachweisungen 
zugrunde zu legen.

Vom D eutschen Normenausschuß ist gleichzeitig 
als B eiblatt zu D IN  276 und D IN  277 ein Vordruck 
„K osten von H ochbauten, Vergleichsübersieht“ zu­
sam m engestellt, der für die Veröffentlichung der 
statistischen Ergebnisse gedacht ist. E in dem preußi­
schen Dienstgebrauch entsprechendes F orm bla tt is t 
m it Erläuterungen als Anlage 3 beigefügt. Es ist
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beabsichtigt, diese A nordnung für die statistischen 
Veröffentlichungen der preußischen Staatshochbau - 
Verwaltung zu verwenden, dam it die Ergebnisse von 
staatlichen B auten ohne weiteres später in eine S ta ­
tistik  eines größeren Kreises, der sich den Bestrebungen 
des Deutschen Normenausschusses anschließt, einge­
re ih t werden können.

Die statistischen Nach Weisungen sind jedoch bis 
auf weiteres noch unter B enutzung des m it Erlaß 
vom 4. 1. 1924 — I I I  H  10.51/23 —  vorgeschriebenen 
Vordruckes vorzulegen. Die Angabe des n ich t m ehr 
erforderlichen Höhenzuschlages in  Spalte 5 kann  fo rt­
fallen. Zu ändern sind die Angaben in Spalte 13,
S. 4. H ier sind, un ter U m ständen auf besonderem 
B la tt, für die Titelangabe die Benennung und Reihen­
folge, die sich aus Anwendung der technischen Vor­
schriften für Bauleistungen D IN  1962— 1985 ergeben, 
anzuwenden. Die Bezeichnungen „N ebenanlagen“ , 
„Innere E inrichtung“ usw. sind durch die Bezeich­
nungen in der Kostengliederung Anlage 1 zu ersetzen. 
Ferner sind die Preise für 1 M aurergesellenstunde und

K O S T E N  V O N  H O C H B A U T E N  U N D  D A M IT  
J. K O S T E N .

Die K osten von H ochbauten und dam it zusam m en­
hängenden Leistungen können erm itte lt werden durch

A. K ostenvoranschlag1) oder B. Kostenanschlag.
A. K o s te n v o r a n s c h la g .

1. D er K ostenvoranschlag dient zur angenäherten 
E rm itte lung  der K osten auf G rund eines Vor­
entwurfs.

2. Im  K ostenvoranschlage sind die K osten der B au­
ten  zu berechnen durch Vervielfältigung ihres 
nach Anlage 2 un ter I  A und B erm itte lten  um ­
bauten Raum es m it einem einer statistischen 
Zusam m enstellung entnom m enen oder ortsüb­
lichen Preise für 1 in3.

3. Zu dem Ergebnisse dieser Berechnung tre ten  etwaige 
K osten besonders zu berechnender Bauausfüh­
rungen und B auteile2).

B. K o s te n a n s c h la g .
1. Der Kostenanschlag dient zur genauen E rm itte ­

lung der K osten auf G rund eines Bauentwurfs.
2. Im  Kostenanschläge sind die K osten nach den 

einzelnen Leistungen zu berechnen.
I I .  K O S T E N G L IE D E R U N G .

Die K osten von H ochbauten und dam it zusam m en­
hängenden Leistungen gliedern sich in Aufwendungen 
für

A. Erwerb des Baugrundstückes,
B. Erschließung (Baureifmachung) des B augrund­

stückes,
C. B auten und Außenanlagen,
D. Besondere Betriebseinrichtungen,
E . Gerät,
F . Planung, Bauleitung und Bauführung,
G. Polizeiliche Prüfung und Genehmigung,
H . Beschaffung undVerzinsung der M ittel zum G rund­

erwerb und zur Bauausführung.
A. E rw e rb  d e s  B a u g r u n d s tü c k e s .

1. Der Erw erb des Baugrundstückes um faßt:
a) den K auf des Baugrundstückes,
b) die M aßnahmen, die m it dem  K aufe verbunden 

sind.
*) F ü r  „K ostenübersch läge“  und  „K osten& bschätzungen“  kann  d ie  F orm  

d er K ostenerm itte lung  beliebig gew ählt w erden.
*) S iehe A nlage 2, I  C.

für 1000 M auersteine (vgl. Spalte 9a  und b in An. 
läge 3) anzugeben.

Dieser E rlaß  wird nu r in  dem „Z en tra lb latt der 
Bau Verwaltung“ veröffentlicht*). F ü r die Dienststellen 
bei den Regierungen und für die S taatshochbauäm ter 
w erden Abdrucke für die A kten und für den H and­
gebrauch übersandt.

Die Dienstanweisungen sind an  den in B etracht 
kommenden Stellen, z. B. §§ 114, 115, 118 usw., An­
lagen S. 197, 201, 206, 207, 222 usw., handschriftlich 
m it Hinweis auf diesen E rlaß  zu versehen.

Im  Aufträge 
V 13 Ta — 1/7 Nr. 128 E g g e r t ,
An die H erren Regierungspräsidenten, den H errn

Staatskom m issar der H au p ts tad t Berlin und den
H errn Präsidenten  der Preuß. Bau- und Ein .Dir. in
Berlin.
*) Sonderdrucke: „K osten  v on  H ochbau ten  und  d am it zusam m en­

hängenden  L e istungen . U m bauter K aum  Von H o ch b au ten “ , D in A 4, sind 
vom  V erlag W ilhelm E rn s t  u. Sohn, B erlin  W 8, W ilhelm str. 90, zum  Einzel­
preis von 0,80 KM zu beziehen. P artiep re ise : 10 S tück  7,50 KM, 25 S tück 
18,—  KM, 50 S tück  33,—  KM, 100 S tü ck  00,—  KM u. Postgeld.

Anlage 1.

Z U  SA M M E  N IIÄ N G E  N D E  N L E I  ST U  N G E  N.
2. Zu den Aufwendungen für M aßnahmen, die m it 

dem K aufe verbunden s ind3), gehören u .a . :
a) Gerichtskosten und N otargebühren,
b) G rundstücksm aklergebühren,
c) Steuern (für Besitzwechsel, Grunderwerb, 

W ertzuwachs usw.),
d) Vermessungskosten.

B. E r s c h l i e ß u n g  (B a u re ifm a c h u n g )  d e s  B a u ­
g r u n d s tü c k e s .

Zu den Aufwendungen für M aßnahmen, die m it der 
Erschließung (Baureifmachung) des Baugrundstückes 
verbunden sind, gehören u .a . :

a) Abfindungen und Entschädigungen an  Mieter, 
Pächter, Verkäufer oder sonstige D ritte  zur E r­
langung der freien Verfügung über das B augrund­
stück,

b) Anliegerleistungen (d. h. Beiträge zu den Be- 
schaffungs- und Herstellungskosten der öffent­
lichen Verkehrsflächen und zu den Herstellungs­
kosten öffentlicher Entwässerungen),

c) Beiträge zu öffentlichen Versorgungsleitungen1),
d) einmalige Abgaben, die im Baufalle neben den 

Anliegerleistungen fällig werden und z. B. in der 
Lage des Baugrundstückes in einem bestim m ten 
O rtsteil oder einer bestim m ten Bauzone begründet 
sind (Bauabgaben) oder in  der A rt des Bauvor­
habens (Ansiedelungsabgabe),

e) K osten der Freim achung des Baugrundstückes 
durch Abholzungen (Rodungen), Abräum ungen, 
Gesam tabbrüche.

C. B a u te n  u n d  A u ß e n a n la g e n .
1. Bauten

(1.) Zu den B auten gehören au ch :
a) Teilabbrüche innerhalb der B auten (bei 

U m bauten)5),
b) alle Gegenstände, A pparate und Maschi­

nen innerhalb der Bauten, die als deren 
Bestandteile oder Zubehör anzusehen 
sind8),

J) D ie K osten  von B odenun tersuchungen  u n d  B ohrungen gehören zu den 
K osten  der B au ten , siehe H C  1, ( l c ) d .

4) D ie A nsch lußle itungen des G rundstückes an  d ie Öffentlichen E n t­
w ässerungen und  V ersorgungsleitungen gehören zu den  A ußenanlagen, siehe 
I I  C 2 (1) d .

*) G esam tabbrüche siehe I I  B e.
•) Siehe TT C 1 (2.) u nd  (3.).

644



c) 'a lle  in der VOB festgelegten und sonstigen
Nebenleistungen für die Bauausführung, 
wie Bauzäune,

d) Bodenuntersuchungen, Bohrungen, In­
gangsetzen oder W iederingangsetzen von 
inneren baulichen Betriebsanlagen7) nach 
ihrem  E inbau oder nach Bauarbeiten, 
Reinigen nach Bauarbeiten.

(2). B estandteile der B auten im Sinne von (1.) b) 
sind: alle innerhalb der B auten eingebauten, 
fest angebrachten oder ortsfest aufgestellten 
oder durch feste Leitungen m it den B auten 
verbundenen Gegenstände, A pparate und 
Maschinen, die n icht zu den „Besonderen Be­
triebseinrichtungen“8) gehören. Zu den Be­
standteilen der B auten gehören insbesondere:
a) Badeeiririchtungen in W ohnungen,
b) E inrichtungen einfacher A rt zum Bereiten 

von Speisen und G etränken,
c) E inrichtungen zur Erwärm ung, K ühlung 

und Lüftung von R äum en und zur Ver­
sorgung der Bauten m it E lektrizität, Gas, 
K alt- und W armwasser („bauliche Be­
triebsanlagen“ ),

d) Haken, fest angebrachte,
e) Leuchten, fest angebrachte (für E lektrizi­

tä t  oder Gas), soweit sie wesentliche Be­
standteile  der äußeren oder inneren B au­
gestaltung sind,

f) W andschränke, eingebaute,
g) W aschherde, einfache (zum Waschen von 

Hauswäsche).

(3.) Zubehör der B auten im Sinne von (1.) b) sind: 
alle losen Gegenstände innerhalb der Bauten, 
die zur B enutzung baulicher Anlagen er­
forderlich sind oder zum Schutze der Bauten 
dienen, wie:
Aschekästen,
Aufsteckschlüssel für innere Leitungshähne 

und -ventile,
Bedienungseinrichtungen für Sammelheiz- 

kessel (Karren, W agen, Schaufeln, Schür- 
stangen usw.),

Dachaussteige- und Schornsteinleitern, 
Deckel von A bortbecken und Waschkesseln, 
Feuerlöscheinrichtungen (Schläuche m it Ver­

schraubungen, Stand- und Strahlrohre für 
innere Feuerlöschhähne usw.), 

Latrinenfässer und -wagen,
Schlüssel (einschl. Steckschlüssel) für Fenster 

und Türverschlüsse 
usw.

2. Außenanlagen.
(1.) Zu den Außenanlagen gehören:

a) Teilabbrüche außerhalb der B auten (bei 
U m bauten)9),

b) alle Gegenstände, A pparate und Maschi­
nen außerhalb der Bauten, die als Be­
standteile oder Zubehör der Außenanlagen 
anzusehen sind10),

’) Siche I I  C 1 (2.) c.
*) Siehe I I D  ( l '. ) a .
•) G esain tabbrüehe siehe I I  B e. 

10) Siehe I I  0  2 (2.) u nd  (3.).

c) Ingangsetzen oder W iederingangsetzen 
von äußeren baulichen Betriebsanlagen11) 
nach ihrem E inbau oder nach B auarbei­
ten, Reinigen außerhalb der B auten nach 
Bauarbeiten,

d) im übrigen insbesondere:
Abortgruben, äußere,
Anschlußleitungen des Grundstückes an 

öffentliche Entwässerungen und Ver­
sorgungsleitungen,

Behälter, feste, und Gruben für Asche und 
Müll,

Behälter, feste, für Benzin und ö l, m it 
zugehörigen Gruben und Pum pen, 

Bodenabtragungen, Bodenauffüllungen, 
Brunnen,
Einfriedigungen,
Fahnen- und Flaggenm asten, äußere, 

festeingebaute oder auf festen G rün­
dungen,

F ahrradständer, äußere, auf festen G rün­
dungen,

Freitreppen, n ich t m it einem Bau ver­
bundene,

Gartenanlagen und Pflanzungen, die nicht 
zu den „Besonderen Betriebseinrich­
tungen“ gehören12),

Hauskläranlagen,
Hof-, Straßen- und Wegebefestigungen, 
Laternen, äußere, festeingebaute oder auf 

festen Gründungen,
Lauben und Laubengänge,
Leitungen aller A rt, äußere, 
Leitungsgänge und K anäle, äußere, 
Leitungs- und Lichtm aste,
Luftleiter, äußere, von Rundfunkanlagcn, 
Sammelgruben für Abwässer, Dünger und 

Jauche,
Sickergräben und -gruben,
Spalierwände, freistehende,
Stützm auern, n ich t m it einem Bau ver­

bundene,
Teiche und künstliche W asseranlagen, 
Teppichklopfstangen und W äschepfähle, 

fest eingegrabene.

(2.) B estandteile der Außenanlagen im Sinne von. 
(1.) b) sind:
a) alle außerhalb der B auten fest angebrach­

ten  oder fest aufgestellten oder durch 
feste Leitungen m it dem Baugrundstücke 
verbundenen Gegenstände, A pparate und 
Maschinen, die nicht zu den „Besonderen 
Betriebseinrichtungen“‘13) gehören,

b) alle Pflanzungen, die nicht zu den „Beson­
deren Betriebseinrichtungen“ 1,1) gehören. 
Zu den Bestandteilen der Außenanlagen 
gehören insbesondere: alle m it dem B au­
grundstücke verbundenen, außerhalb der 
B auten  gelegenen Einrichtungen zur E r­
wärmung, K ühlung und Lüftung der 
B auten und zur Versorgung des G rund­
stückes m it E lek triz itä t, Gas, K alt- und 
W arm wasser („bauliche Betriebsanlagen“ ).

u ) Siehe I I  c 1 (2.) c.
■') Siehe I I  D ( I .)  b.
■*) Siehe I I D  < l.)a .
“ ) Siehe i i  D  ( l . ) b .
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(3.) Zubehör der Außenanlagen im  Sinne von 
(l.)b  sind:
alle losen Gegenstände außerhalb der 
Bauten, die zur Benutzung baulicher An­
lagen außerhalb der B auten erforderlich sind 
oder zum Schutze der Bauten oder des B au­
grundstückes dienen, wie Asche- und Miill- 
sammelgefäße,
Aufsteckschlüssel für äußere Leitungshähne 

und -ventile,
Feucrlöscheinrichtungen (Schläuche m it Ver­

schraubungen, Stand- und S trahlrohre für 
äußere Feuerlöschhähne) 

usw.
D. B e s o n d e re  B e t r i e b s e in r i c h tu n g e n .
(1.) Die besonderen Betriebseinrichtungen umfassen:

a) alle fest angebrachten oder ortsfest aufgestell­
ten oder durch feste Leitungen m it den B auten 
bzw. dem B augrundstück verbundenen Ge­
genstände, A pparate und Maschinen, die nur 
für den besonderen Zweck des Baugrund­
stückes bzw. B aues15) erforderlich und ver­
wendbar sind, einschließlich der Aufwendungen 
für die zugehörigen Gründungen, A nschluß­
leitungen und zwar der Zuleitungen:
vom A bsperrventil bzw. von der V erteiler­

tafel ab,
der Ableitungen: bis zum  Abzweig in der 

H auptableitung, usw.
b) alle Pflanzungen, die zu Gärtnerei- oder L and­

w irtschaftsbetrieben gehören oder Forschungs­
oder Lehrzwecken dienen.

(2.) Zu den Gegenständen, A pparaten und Maschinen
un ter (1.) a) gehören:
a) von den fest angebrachten oder ortsfest auf­

gestellten Gegenständen u .a . :
Archiv- und Büchereigestelle, mehrgeschossige, 
Kassen- und sonstige Schränke m it elektrischen 

Sicherungen,
Orgeln m it architektonisch eingefügten P ro­

spekten oder elektrischem A ntrieb, 
Turngeräte, feststehende, 
Verdunkelungseinrichtungen (für Fenster und 

Oberlichte) m it Hand- oder elektrischem 
Antrieb,

W andbänke für Gefangenenzellen 
W andbettstellen für Gefangencn- 

zellen
W andtischc für Gefangenenzellen 
usw.

b) von den durch feste Leitungen m it dem Bau 
oder B augrundstück verbundenen G egenstän­
den und A pparaten u. a. :
Badeeinrichtungen umfangreicher A rt (in A n­

stalten , Heim en, Schulen usw.),
B rutschränke für Gas- und elektrische H ei­

zung,
E inrichtungen umfänglicher A rt zum Bereiten 

von Speisen und G etränken (in A nstalten, 
Heimen, G aststä tten  usw.), 

Entkcim ungs-(Stcrilisier-)apparate für Dampf 
oder Gas,

Entseuchungs-(D esinfektions-)apparate für 
Dampf,

w) Z. B . fü r  ein  Archiv* eine B ücherei, e ine G as ts tä tte , eine G cfangenen- 
anst-alt, eine K ran k en an s ta lt, eine L eh ransta lt, ein w issenschaftliches F o r­
sch u n g s in s titu t usw.

Experim entier-, Laboratorium s-, M ikroskopier­
tische,

Fernsprechanlagen,
Gasabzugsschränke,
K ühleinrichtungen und K ühlschränke, 
Meldeanlagen (Sicherungsanlagen),
Personen- und Lastenaufzüge, 
Rohrposteinrichtungen,
Rolltreppen,
R öntgenapparate,
R undfunkanlagen,
Selbsttränkanlagen in  Ställen,
Uhrenanlagen, elektrische 
usw.

c) von den ortsfest aufgestellten oder durch feste 
Leitungen m it dem Bau bzw. B augrundstück 
verbundenen Maschinen u .a .:
F uhr werks waagen,
G roßtankeinrichtungen,
Maschinen für Arbeitsbetriebe,
•Maschinen für Forschungs- oder Lehrzwecke,
Maschinen für W äschereibetriebe
usw.

E. G e rä t .
(1.) Das G erät um faßt:

a) alle lösbar angebrachten Gegenstände,
b) alle losen Gegenstände, soweit sie n icht Zube­

hör der B auten oder A ußenanlagen s ind16).
(2.) Zu den G egenständen u n te r (1.) a) gehören u. a . : 

E lektrisches G erät (Heizgerät, Höhensonnen, 
Küchenhilfsmaschinen, Leuchten — soweit nicht 
zu den B estandteilen der B auten gehörig17) —, 
P lä tten , Staubsauger, wissenschaftliche A ppa­
ra te  usw.),

Fahnen- und Flaggenstangen, abnehm bare, je ­
doch ausschließlich der H alter,

Fahnen- und Flaggentücher, einschließlich der 
zugehörigen Schnüre,

Fenster- und Türbehänge, einschließlich der zuge­
hörigen Schnüre und Stangen, jedoch ausschließ­
lich der H alter,

Feuerlöschgerät (Feuerlöschapparate, Feuerlösch­
eimer, Feuerspritzen),

Gasgerät (Brenner, K ochplatten, Leuchten — so­
weit nicht zu den B estandteilen der Bauten 
gehörig17) — , wissenschaftliche A pparate usw.), 

Gasglühstrümpfe,
Glühlampen,
Vor h ängesch lösser.

(3.) Zu den Gegenständen un te r (1.) b) gehören auch: 
m it einem Bau verbundene H ausratstücke, wenn 

die Befestigung nur unwesentlich ist, z. B. 
Regale und Schränke, die m it einer Gebäude­
wand, Tische und Bänke, die m it dem F u ß ­
boden durch einzelne Befestigungseisen ver­
bunden sind, sowie lose Gegenstände (z. B. 
E inlegebretter), die zur Ergänzung eingebauter 
W andschränke dienen.

F. P la n u n g ,  B a u le i tu n g  u n d  B a u f ü h r u n g .
Zu den Aufwendungen hierfür gehören:
A rchitektengebühren oder Bauverw altungsbeiträge

für Bearbeitung der Vorentwürfe, Bauentwürfe, 
K ostenvoranschläge und Kostenanschläge sowie

“ ) Siehe I I  C 1 (3.) uuii I I  C 2 (3.).
11) Siehe I I  C 1 (2.) c.

zugehö­
rigen Be- 

festi-
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Bauleitung, K osten der Bauführung, Sachver­
ständigengebühren, Baustoffprüfungskosten und 
E rs ta ttu n g  sonstiger Auslagen.

G. P o l iz e i l i c h e  P r ü f u n g  u n d  G e n e h m ig u n g . 
Zu den Aufwendungen hierfür gehören:
Gebühren und E rs ta ttu n g  der Auslagen der Bau-, 

Feuer-, Gesundheits- und Gewerbepolizeibehör­
den.

H . B e s c h a f fu n g  u n d  V e rz in s u n g  d e r  M i t te l  
z u m  G ru n d e r w e r b  u n d  z u r  B a u a u s f ü h r u n g 18). 

H ierzu gehören die Aufwendungen für:
1. Baugeldbeschaffung,
2. Baugeldverzinsung,
3. V erm ittlung und E intragung von Grundschulden 

und H ypotheken.
ls) .Füllt bei s taa tlich en  B auvorhaben  in  d e r  liegel fo rt.

U M B A U T E R  R A U M  V O N  H O C H B A U T E N .
Anlage 2.

I .  E R M IT T E L U N G  D E S  U M B A U T E N  R A U M E S  
F Ü R  G E P L A N T E  U N D  F Ü R  A U SG E F Ü H R TE  

H O C H B A U TE N .
Der um baute R aum  ist in m 3 anzugeben.

A. D e r  u m b a u te  R a u m  e in e s  G e b ä u d e s  i s t  d e r  
R a u m , d e r  u m s c h lo s s e n  w ird  v o n :

1. den Außenflächen der Umfassungen,
2. den Oberflächen der untersten  Geschoßfußböden 

und
3. den Oberflächen der Decken über den obersten 

ausgebauten Vollgeschossen bzw. über ausgebau­
ten  Dachräum en.

B. H ie r b e i  i s t :
1. die Gebäudegrundfläche nach den Rohbaum aßen 

des Erdgeschosses zu berechnen,
2. bei wesentlich verschiedenen Geschoßgrund­

flächen der um baute Raum  geschoßweise zu be­
rechnen,

3. n ich t abzuzieh'en der um baute R aum , der gebildet 
wird von:
a) äußeren Laibungen und Nischen in den U m ­

fassungen,
b) Abschrägungen durch Dachflächen in aus­

gebauten Dachräum en, wenn sie höher als 
1,5 m  über Dachgeschoßfußbodenoberfläche 
ansetzen,

c) Loggien (d. h. an höchstens 2 Seitenflächen 
offene, im  übrigen um baute Räume),

4. n icht hinzuzurechnen der um baute Raum , der 
gebildet wird von:
a) Aufschieblingen, Lüft- und Rauchrohrkörpern, 

stehenden Dachfenstern und Dachaufbauten 
[bis zu jo 2 m 2 Ansichtsfläche1)] und über die 
Dachfläche vorstehenden Brandm auern,

b) B alkonplatten  und Vordächer bis zu 0,5 m  
Ausladung2),

c) Dachräum en, soweit sie nicht ausgebaut sind3),
d) D achüberstanden, Simsen, Vorstufen (nicht 

unterkellerten) und W andpfeilern (einschließ­
lich Halbsäulen und Pilastern),

c) Gründungen gewöhnlicher A rt und Tiefe4),
f) Kellerlichtschächten und -graben.

C. V o n  d e r  B e re c h n u n g  d e s  u m b a u te n  R a u ­
m es  n i c h t  e r f a ß t  w e rd e n  fo lg e n d e  b e s o n d e r s  zu  
b e r e c h n e n d e  B a u a u s f ü h r u n g e n  u n d  B a u te i le :

a) A nbauten, geschlossene, in leichter B auart und 
m it geringwertigem Ausbau und offene, wie 
Hallen, Ü berdachungen (mit oder ohne Stützen) 
von Lichthöfen, U nterfahrten auf Stützen, 
Veranden,

b) B alkonplatten und Vordächer über 0,5 m Aus­
ladung,

*) D achaufbau ten  über 2 ra* A nsichtsfläche siehe C d.
*) B alkonp la tten  und  V ordächer üb er 0,50 m  A usladung siehe C b.
*> A usgebaute D achräurae siehe I  A 3.
*) G ründungen außergew öhnlicher A rt u nd  Tiefe siehe 0  h und  i.

c) Brüstungen von Baikonen und D achaltanen (be­
nutzbare Dachflächen),

d) D achaufbauten [über je  2 m 2 Ansichtsfläche], 
D achreiter, Turm hauben, Turmhelme, T urm ­
pyram iden (steinerne),

e) F reitreppen und Terrassen (einschließlich B rü­
stungen),

f) Füchse, Gründungen für Kessel und Maschinen5),
g) Schornsteine, freistehende, hohe,
h) Gründungen außergewöhnlicher A rt, wie Pfahl­

gründungen,
i) G ründungen außergewöhnlicher Tiefe, d. h. G rün­

dungen, deren Unterfläche
bei unterkellerten B auten tiefer liegt als 0,5 m 

un ter der Oberfläche des Kellergeschoßfuß­
bodens,

bei nichtunterkellerten B auten tiefer liegt als 1 m 
u n te r der Oberfläche des umgebenden Geländes, 

k) Grundwasserabdichtungen, außergewöhnliche,
1) Luftschutzm aßnahm en, besondere.

I I .  E R M IT T E L U N G  D E S  P R E IS E S  VON 1 m 3 
U M B A U T E N  R A  U M E S A U SG E F Ü H R T E R  HOCH­

B A U T E N .
1. Der Preis von 1 m 3 um bauten R aum  eines Baues 

ergibt sich aus der Teilung seiner Ausführungs­
kosten durch den nach I  erm ittelten  um bauten 
Raum .

2. In  diese Ausführungskosten sind einzurechnen: 
die K osten der B auten im Sinne der Anlage 1 un ter 
IT C 1, einschließlich ihrer Bestandteile und ihres 
Zubehörs, jedoch m it Ausnahme der K osten be­
sonders zu berechnender Bauausführungen und 
Bauteile6).

3. In  die der Berechnung des Preises von 1 m 3 um ­
bauten R aum  zugrundeliegenden Ausführungs­
kosten sind also n icht einzusetzen:
a) K osten der Außenanlagen (siehe Anlage 1 

I I  C 2),
b) K osten des Erwerbs des Baugrundstückes (siehe 

Anlage 1 I IA ) ,
c) K osten der Erschließung des Baugrundstückes 

(siehe Anlage 1 I I  B),
d) K osten der besonderen Betriebseinrichtungen 

(siehe Anlage 1 I I  D),
e) K osten des Geräts (siehe Anlage 1 I I  E),
f) K osten der Planung, B auleitung und B au­

führung (siehe Anlage 1 I I  F),
g) K osten der polizeilichen Prüfung und Geneh­

migung (siehe Anlage 1 IT G),
h) K osten der Beschaffung der zum Grunderwerb 

und zur Bauausführung erforderlichen M ittel 
(siehe Anlage 1 I I  H).

*) Soweit Kessel und  M aschinen zum  B au gehören (vgl. A nlage 1. I I  C 1 
(2 .)c ) , zu den  besonderen  B etriebseinrich tungen (vgl. A nlage 1, I I  D ) ge­
hörende sind  im  Zusam m enhang m it d iesen zu behandeln.

•) Siehe I  C.
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L inke Seite. K O S T E N  V O N  H O C H B A U T E N , V E R G L E I C H S Ü B E R S I C H T . Anlage 3.

Nr.

B au ze it

von

b is

B a u o r  t

Bezeichnung 
der Bauanlage 

und 
ihrer einzelnen 

B auten

K o s t e n  (auf volle 100 RM  gerundet)

der 
B au ten , 
abzügl. 

d e r K osten 
S palte  b

ItM

b
der 

besonders 
zu berech­

nenden 
B auaus­

führungen 
und  

B auteile

ItM

der

A ußen­

anlagen

ItM

der
beson­
deren

B etriebs­
ein­

rich tungen

ItM

des
G erätes

KM

f

der
P lanung ,

B au ­
le itung

u nd
B au ­

führung

KM

insgesam t 

( a + h  + c + 

dfe.+ l)

ItM

Ö
U m bauter Raum  

der Gebäude 
(bei Bauanlagen, 

die aus 
mehreren 
Gebäuden 
bestehen, 
für jedes 
Gebäude) 

m 3

H ech te Seite.

10 11

A r tm e r k m a le  d e r  B a u te n

Keller­
gestaltung 

U =  un te rk e lle rt 
N  «=* n ich tu n te r-  

ke llcrt 
T  =  teilw eise 

u n te rkellert

b
D achart 

A =  
A ltandach  

(benutzbares 
D ach)
D -  

drcm pelloscs 
D ach 
D D  «  

D rem peldach

Zahl
der

V oll­
ge­

schosse

A nzahl
P reis und  Art- der

fü r  1 m 3 N u tz ­
u m bau ten einheiten

K aum : und  P re is  je
E in h e itS palte  5 a von  der

S palte  6 Sum m e 5 a

KM KM

L ohn P reis
fü r fü r

1 M aurer- 1000 M auer
gesellen- steine

stundo (frei B au)
in der in de r

B auzeit B au ze it

RM RM

1. Angabe der 
besonders

berechneten Bau­
ausführungen 
und Bauteile

2. Begründung 
außergewöhn­
licher Preise

in den Spalten 
8 a und 8 b

B e s c h r e ib u n g  d e r  B a u te n  

b

Skizzen 
(mindestens vom 

Eidgeschoßgrundriß 
und 1 H öhenschnitt 

un ter Angabe der 
H auptm aße und des 

Maßstahes)

A ngaben 
Uber die 

baulichen 
B etriebs­
anlagen, 

B au teile, 
B a u a r t  und  
W erkstoffe

E r l ä u t e r u n g e n :
Zu Spalte 5 a : nurd ieK ostendera ls „um bauterR aum “ in Be­

trach t kommenden Bauteile nach Anlage 2 ,1B.
5 b: K osten nach Anlage 2 ,1 C.

„ 5 c: „  „  1 ,1 1 0 2 .
„  „ 5 d :  „  ,, 1,11 D. Zu Spalte

„ 5 e: ., 1,11 E.
„ 5 f: „  „  1,11 F .

„  ,, 5 g: Summe aller Spalten a  bis f nur, wenn es
sich um eine Bauanlage m it nur einem Ge- ,, ,,
bäude handelt.

„  „  5 (a bis g): Bei Bauanlagen m it mehreren Ge- ,, ,,

F ü r  B e t r i e b s a n l a g e n  u n d  
B e t r i e b s m i t t e l :

HA =  Heizanlage 
BA =  Beleuchtungsanlage 
OH =  Ofenheizung 
0 H  =  Ofenheizung, wenn Öfen von den 

Mietern beschafft werden 
K W  =  K altwasser 
W W  =  W armwasser 
E  =  E lektrizität 
G =  Gas 
I)  =  Dampf

F ü r  B a u te i le :
Gr ~  Gründungen 
U  =  Umfassungen 
S =  Scheidungen 
Ss =  Schauseiten 
De =  Deeken 
Dw =  Dachwerk 
D h =  D achhaut 
Fb  -  Fußböden

F ü r  B a u a r te n :
E b =  Eisenbeton 
K b =  K alkbeton 
Zb =  Zementbeton 
Bm =  Bruchsteinmauerwerk 
Zm — Ziegelmauerwerk 
Mp =  M örtelputz 
K v == Klinkerverblend ung 
Mf =  Massivfußböden 
Ebf =  Eisenbetonfachwerkbau 
Sf =  Stahlfaehwerkbau 
H b -  Holzbalken

F ü r  W e rk s to f f e :
Ho =  Holz 
Dp =  D achpappe

Ds =  Daehschiefer 
Dz =. Dachziegel
S t =  Stahl
Ge =  Gußeisen
Cu =  K upfer
Zn =  Zink
Li =  Linoleum

F ü r  F u ß b o d e n a r t e n  (F): 
a) Estriche (e)

Fea =  Estriche von A sphalt
Feg =  ,, „  Gips
Fes =  ,, „  Steinholz
F et =  „  „  Terrazzo
Fez =  „  „  Zement

usw.
b) Beläge (b)

Fbg =  Beläge von Gummi
Fbk =  „ „  Klinkern
Fbl =  ,, „  Linoleum
F ba =  „  „  A sphaltplatten
Fbgr — „ „  G ranitplatten
Fbka =  „ „  K alksteinplatten
Fbku  =  ,, ,, K unststeinplatten
Fbm  =  ,, ,, M armorplatten
Fbsa =  „ ,, Sandsteinplatten
Fbso =  „ ,, Solnhofener

Schieferplatten 
Fbsh =  ,, ,, Steinholzplatten
Fbsz =  ,, „  Steinzcugplattcn
F b t =  ,, ,, Tonplatten usw.

c) Pflaster (p)
F ph  =  P flaster von Holz
Epg =  ,, „  G ranit oder

Syenitsteinen 
Fps =  ,, . Schlackensteinen
Fpz =  „ „  Ziegeln usw.

häuden sind für jedes Gebäude die Angaben 
zu a, b, d, e und g, für die Gcsamtanlage am 
Schluß die Angaben zu e und f sowie die 
Gesamtsumme bei g einzutragen.

6: U m bauter R aum  nach Anlage 2 ,1 A und B.
7 c: Kellergeschosse gehören zu den Vollge­

schossen, n ich t aber Dachgeschosse, letztere 
auch nicht, wenn sie ausgebaut sind.

10,1: E s sind nur die K osten anzugeben, deren 
Höhe den Einheitspreis wesentlich beeinflußt.

1 1b : Angabe m it folgenden A bkürzungen:

d) Holz (h)
Fhw =  Holz von W eichholzbrettern
Fhb =  
Fhe =  
F hk  -  
Fhp =  
Fhbp 8= 
Fhep =

Buchenriemen
Eichenriemen
Kiefernriemen
Pitchpineriem en
B uchenparkett
E iehenparkett

F ü r  A n s t r ic h -  u n d  B e k le i ­
d u n g s a r te n  an Deckenflächen (D) 
und W andflächen (W), und zwar vo n :

K alkfarbe an Decken Dk
an W änden W k

Leimfarbe an Decken Dl
an W änden W1

Mineralfarbe an Decken Dm
an W änden Wm

Ölfarbe an Decken Dö
an W änden Wö

W achsfarbe an Decken Dw
an W änden Ww

Fliesen an Decken —
an W änden Wf

Holz an Decken Dh
an W änden Wh

K linkern an Decken —
an W änden Wkl

Tapete an Decken D t
an W änden W t

F ü r  L ä d e n : 
Schlag-( K lapp-)läden =  S1
Rolläden =  RI
Zugläden (Jalousien) =  ZI

S chriftleitung : B erlin  C 2 , A m  F estungsg raben  1. F ü r  den n ich tam tlichen  Teil veran tw ortlich : M in is te ria lra t D r.-Ing . N o n n  als H aup tsch riftle ite r 
u n d  Geheim er O berbau ra t D r.-Ing . e. h. G u s t a v  M e y e r  als Ingen ieurschriftle iter, beide B erlin . —  V erlag von W i l h e l m  E r n s t  & S o h n ,  Berlin.

D ruck : P reußische D ruckerei- u n d  V erlags-A ktiengesellschaft Berlin .
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